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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Tag I N H A LT  Seite

Gesetz für unterstützende Wohnformen, 
Teilhabe und Pflege und zur Änderung des 

Landesverwaltungsgesetzes

Vom 20. Mai 2014

Der Landtag hat am 14. Mai 2014 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Gesetz für unterstützende Wohnformen, Teilhabe und 
Pflege (Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz – WTPG)
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Wohngemeinschaften im Sinne dieses Gesetzes zu 
fördern, 

7.  die Einhaltung der dem Träger von stationären Ein-
richtungen sowie die dem Anbieter von ambulant be-
treuten Wohngemeinschaften im Sinne dieses Geset-
zes obliegenden Pflichten zu sichern,

8. ein Sterben in Würde zu ermöglichen und 

9.  die Zusammenarbeit der für die Durchführung dieses 
Gesetzes zuständigen Behörden mit den Trägern und 
deren Verbänden, den Pflegekassen und dem Verband 
der Privaten Krankenversicherung e. V., dem Medizini-
schen Dienst der Krankenversicherung, dem Prüfdienst 
des Verbands der Privaten Krankenversicherung e. V. 
sowie den Trägern der Sozialhilfe zu fördern.

(2) Die in Absatz 1 genannten Ziele dienen auch der  
Sicherung und Umsetzung des Übereinkommens der Ver-
einten Nationen vom 13. Dezember 2006 über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen (BGBl. 2008 II 
S. 1419, 1420). 

(3) Die Selbständigkeit und die unternehmerische Eigen-
verantwortung der Träger und Anbieter in Zielsetzung 
und Durchführung ihrer Aufgaben bleiben unberührt.

(4) Der staatlich zu gewährleistende Schutz volljähriger 
Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf oder mit 
Behinderungen in unterstützenden Wohnformen richtet 
sich nach dem Grad der strukturellen Abhängigkeit, der 
sich aus der individuellen Wohn-, Unterstützungs- und 
Pflegesituation der betroffenen Menschen ergibt.

§ 2

Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für unterstützende Wohnformen. 
Hierzu zählen

1. stationäre Einrichtungen nach § 3,

2.  ambulant betreute Wohngemeinschaften für volljäh-
rige Menschen mit Unterstützungs- und Versorgungs-
bedarf nach den §§ 4 und 5 und

3.  ambulant betreute Wohngemeinschaften für volljähri ge 
Menschen mit Behinderungen nach den §§ 4 und 6.

(2) Dieses Gesetz findet weiter Anwendung, wenn ein 
Träger oder Anbieter dies bei der zuständigen Behörde 
beantragt und die Behörde dem zustimmt. Art, Umfang 
und Dauer der Anwendung des Gesetzes werden in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Vertrag geregelt.

(3) Vollständig selbstverantwortete Wohngemeinschaf-
ten unterliegen nicht dem Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes. Eine ambulant betreute Wohngemeinschaft ist 
vollständig selbstverantwortet, wenn dort nicht mehr als 
zwölf Personen gemeinschaftlich wohnen, die Eigenver-
antwortung und Selbstbestimmung aller Bewohner ge-
währleistet ist und sie von Dritten, insbesondere einem 
Leistungsanbieter, strukturell unabhängig ist. Das ist in 
der Regel der Fall, wenn die Bewohner
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Abschnitt 1

Zweck des Gesetzes und Anwendungsbereich

§ 1

Zweck des Gesetzes

(1) Zweck des Gesetzes ist es,

1.  die Würde, die Privatheit, die Interessen und Bedürf-
nisse volljähriger Menschen mit Pflege- und Unterstüt-
zungsbedarf oder volljähriger Menschen mit Behinde-
rungen als Bewohner stationärer Einrichtungen und 
ambulant betreuter Wohngemeinschaften im Sinne die-
ses Gesetzes vor Beeinträchtigungen zu schützen, 

2.  die Selbständigkeit, die Selbstbestimmung, die Selbst-
verantwortung und die gleichberechtigte Teilhabe am 
Leben in und an der Gesellschaft sowie die Lebens-
qualität der Bewohner zu wahren und zu fördern,

3.  die kulturelle Herkunft sowie religiöse, weltanschau-
liche und sexuelle Orientierung zu achten und ge-
schlechtsspezifische Belange angemessen zu berück-
sichtigen,

4.  eine dem allgemein anerkannten Stand der fachlichen 
Erkenntnisse entsprechende Qualität des Wohnens so-
wie der Pflege und Betreuung zu sichern und eine an-
gemessene Lebensgestaltung zu ermöglichen,

5.  die Mitwirkung der Bewohner zu sichern und zu stärken,

6.  die Beratung und Transparenz in Angelegenheiten der 
stationären Einrichtungen und der ambulant betreuten 
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leistungen lediglich zusätzlich verpflichtet werden, in 
untergeordnetem Umfang Betreuungsleistungen in An-
spruch zu nehmen und die Verbindung dieser Leistungen 
mit den Grundleistungen zur Umsetzung des konzeptio-
nellen Ziels erforderlich ist. 

(7) In Einrichtungen der Vorsorge und Rehabilitation im 
Sinne von § 107 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB V) sowie in Einrichtungen der beruflichen Reha-
bilitation im Sinne von § 35 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB IX) gilt dieses Gesetz für die Teile, die 
die Voraussetzungen einer stationären Einrichtung im 
Sinne von § 3 Absatz 1 oder Absatz 2 erfüllen.

(8) Auf stationäre Einrichtungen oder Teile von stationä-
ren Einrichtungen, die der vorübergehenden Aufnahme 
dienen (Kurzzeiteinrichtungen), sowie auf stationäre 
Hospize finden die §§ 9 und 16 Absatz 2 Nummer 3 und 
4 und Absatz 3 und § 29 Nummer 5 keine Anwendung. 
Vorübergehend ist ein Zeitraum von bis zu drei Monaten. 
Nehmen Kurzzeiteinrichtungen nach Satz 1 in der Regel 
mindestens neun Personen auf, findet § 9 mit der Maß-
gabe Anwendung, dass eine Bewohnerfürsprecherin oder 
ein Bewohnerfürsprecher zu bestellen ist.

§ 3

Stationäre Einrichtungen

(1) Stationäre Einrichtungen sind Einrichtungen, die dem 
Zweck dienen, volljährige Menschen mit Pflege- und Un-
terstützungsbedarf oder mit Behinderungen aufzunehmen, 
ihnen Wohnraum zu überlassen sowie mit der Wohnraum-
überlassung verpflichtend Pflege- und sonstige Unterstüt-
zungsleistungen mit umfassendem Ver sorgungscharakter 
zur Verfügung zu stellen oder vorzuhalten, die in ihrem 
Bestand von Wechsel sowie Zahl der Bewohner unabhän-
gig sind und entgeltlich betrieben werden.

(2) Eine stationäre Einrichtung liegt auch vor, wenn die 
Wohnraumüberlassung und die Erbringung von Pflege- 
und sonstigen Unterstützungsleistungen Gegenstand ge-
trennter Verträge und die Verträge strukturell voneinan-
der abhängig sind. Eine strukturelle Abhängigkeit ist 
insbesondere dann gegeben, wenn die freie Wählbarkeit 
der Pflege- und sonstigen Unterstützungsleistungen 
rechtlich oder tatsächlich eingeschränkt ist. Die freie 
Wählbarkeit der Pflege- und sonstigen Unterstützungs-
leistungen ist dann eingeschränkt, wenn der Dienstleis-
tungsanbieter mit dem Wohnraumanbieter rechtlich oder 
tatsächlich verbunden ist. Eine solche rechtliche oder tat-
sächliche Verbundenheit wird vermutet, wenn der Wohn-
raumanbieter und der Dienstleistungsanbieter oder ihre 
jeweiligen gesetzlichen Vertreter

1. personenidentisch sind, 

2.  gesellschafts- oder handelsrechtliche Verbindungen 
aufweisen oder 

3.  in einem Angehörigenverhältnis nach § 20 Absatz 5 
des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes zueinander-
stehen.

1.  die Pflegedienste und Anbieter von sonstigen Unter-
stützungsleistungen sowie Art und Umfang der Pflege- 
und sonstigen Unterstützungsleistungen frei wählen 
können, 

2.  die Lebens- und Haushaltsführung selbstbestimmt ge-
meinschaftlich gestalten können und dazu insbeson-
dere ein Gremium zur gemeinsamen Regelung aller 
die Wohngemeinschaft betreffenden Angelegenheiten 
errichten können, 

3. das Hausrecht uneingeschränkt ausüben,

4.  über die Aufnahme neuer Mitbewohner selbst ent-
scheiden und

5.  die Selbstbestimmung und Eigenverantwortlichkeit 
der Bewohner, die bei Aufnahme oder zu einem späte-
ren Zeitpunkt unter umfassender rechtlicher Betreu-
ung stehen oder nicht mehr kommunikationsfähig sind 
oder für die eine umfassend bevollmächtigte Person 
handelt, durch eine konzeptionell festgelegte, tatsäch-
liche und kontinuierliche Einbindung der jeweiligen 
Betreuer oder der ihnen gleichgestellten Bevollmäch-
tigten, der jeweiligen Angehörigen oder von ehren-
amtlich engagierten Personen in die Alltagsgestaltung 
der Wohngemeinschaft gewährleistet ist.

(4) Dieses Gesetz gilt nicht für selbständig wirtschaftende 
und eigenständige Einrichtungen der Tages- und Nacht-
pflege im Sinne von § 41 Absatz 1 des Elften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB XI).

(5) Dieses Gesetz gilt nicht für Krankenhäuser im Sinne 
von § 2 Nummer 1 des Krankenhausfinanzierungsgeset-
zes in der Fassung vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 887) in 
der jeweils geltenden Fassung, nicht für Internate der Be-
rufsbildungs- und Berufsförderungswerke sowie Heim-
son derschulen und nicht für Freizeitheime für Menschen 
mit Behinderungen.

(6) Dieses Gesetz findet auf betreutes Wohnen für voll-
jährige Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 
keine Anwendung, wenn sie als Bewohner vertraglich 
lediglich dazu verpflichtet werden, allgemeine Unter-
stützungsleistungen (Grundleistungen) wie Notruf-
dienste, die bloße Vermittlung von Dienst- und Pflege-
leistungen oder Informationen und Beratungsleistungen 
von bestimmten Anbietern in Anspruch zu nehmen und 
die über diese allgemeinen Unterstützungsleistungen 
 hinausgehenden sonstigen Pflege- und Betreuungsleis-
tungen und deren Anbieter frei wählbar sind. Das Gesetz 
findet auf betreutes Wohnen für volljährige Menschen 
mit Behinderungen oder psychischen Erkrankungen 
keine Anwendung, wenn neben der Wohnraumüberlas-
sung die Unterstützungsleistungen und Betreuungsleis-
tungen frei wählbar sind, diese keine umfassende Versor-
gung darstellen und sie nicht mit der Wohnraumüberlas-
sung vertraglich verbunden sind. Als Betreutes Wohnen 
im Sinne von Satz 2 gilt auch, wenn die Bewohner zur 
Unterstützung der Selbständigkeit und Selbstverantwor-
tung neben der Überlassung von Wohnraum und Grund-
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Absatz 1 ihrer Selbstverantwortung vorbehalten blei-
ben, im Bedarfsfall eigenverantwortlich sorgen müs-
sen und der Anbieter weder eine Vollversorgung er-
bringt noch für den Bedarfsfall verpflichtend vorhält.

(4) Es finden die Regeln über eine stationäre Einrichtung 
Anwendung, wenn in der ambulant betreuten Wohnge-
meinschaft nach Absatz 2 mehr als zwölf Personen oder 
in der ambulant betreuten Wohngemeinschaft nach Ab-
satz 3 mehr als acht Personen Aufnahme gefunden ha-
ben.

§ 5

Ambulant betreute Wohngemeinschaften für volljährige 
Menschen mit Unterstützungs- und Versorgungsbedarf

(1) Ambulant betreute Wohngemeinschaften für volljäh-
rige Menschen mit Unterstützungs- und Versorgungsbe-
darf nach § 4 Absatz 2 sind teilweise selbstverantwortet, 
wenn aus den die unterstützende Versorgung kennzeich-
nenden Bereichen des Wohnens, der sozialen Betreuung, 
der Pflege und der hauswirtschaftlichen Versorgung die 
Eigenverantwortung der Bewohner zumindest vollstän-
dig im Bereich der Pflege gewährleistet ist. Das ist der 
Fall, wenn alle Bewohner Anbieter, Art und Umfang zu-
mindest der Pflegeleistungen frei wählen und die mit 
diesem Bereich zusammenhängende Alltagsgestaltung 
selbstbestimmt einrichten können. 

(2) Zur Sicherung der Selbstverantwortung sollen die 
Bewohner einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft 
nach Absatz 1 oder für den Fall, dass diese ihre Angele-
genheiten nicht mehr selbständig regeln können, deren 
Betreuer ein Bewohnergremium zur gemeinsamen Rege-
lung der die Wohngemeinschaft betreffenden Angelegen-
heiten bestimmen und einrichten und die von diesem 
Gremium getroffenen Entscheidungen schriftlich nieder-
legen. 

(3) Es wird vermutet, dass die Selbstverantwortung der 
Bewohner bei den ihrer Eigenverantwortung unterlie-
genden Bereichen gewahrt ist, wenn 

1.  eine schriftliche Dokumentation zu den von der Wohn-
gemeinschaft selbstverantwortet getroffenen Entschei-
dungen und 

2.  bei Inanspruchnahme von Leistungen, die ihrer Eigen-
verantwortung vorbehalten sind, hierzu Privaturkun-
den über die von der Wohngemeinschaft als Auftrag-
gebergemeinschaft abgeschlossenen aktuell gültigen 
Verträge mit Dritten oder Privaturkunden über die von 
den jeweiligen betroffenen Bewohnern gesondert ab-
geschlossenen aktuell gültigen Verträge mit Dritten 
vorliegen. 

(4) Die ambulant betreute Wohngemeinschaft im Sinne 
von Absatz 1 bleibt auch dann teilweise selbstverantwor-
tet, wenn die Bewohner vertraglich verpflichtet sind, von 
dem Anbieter auch allgemeine Unterstützungsleistungen 
wie Notrufdienste, die bloße Vermittlung von Dienst- 

Die Vermutung ist widerlegt, wenn nachgewiesen wird, 
dass die freie Wählbarkeit der Pflege- und sonstigen Un-
terstützungsleistungen nicht eingeschränkt ist. 

§ 4

Ambulant betreute Wohngemeinschaften 

(1) Ambulant betreute Wohngemeinschaften sind Wohn-
formen, die dem Zweck dienen, volljährigen Menschen 
mit Unterstützungs- und Versorgungsbedarf nach Absatz 2 
oder mit Behinderungen nach Absatz 3 das Leben in  
einem gemeinsamen Haushalt und gleichzeitig die Inan-
spruchnahme externer Pflege- und Unterstützungsleis-
tungen gegen Entgelt zu ermöglichen. Ambulant betreute 
Wohngemeinschaften sind von einem Anbieter verantwor-
tet. Im Zweifel gilt derjenige als Anbieter, der die Leis tung 
im Sinne von § 13 Absatz 3 Nummer 1 sicherstellt.

(2) Ambulant betreute Wohngemeinschaften nach Absatz 
1 für volljährige Menschen mit Unterstützungs- und Ver-
sorgungsbedarf liegen vor, wenn

1.  sie baulich, organisatorisch und wirtschaftlich selb-
ständig sind ohne Bestandteil einer stationären Ein-
richtung zu sein,

2. sie nach § 5 teilweise selbstverantwortet sind,

3.  sich nicht mehr als zwei Wohngemeinschaften des 
gleichen Anbieters in unmittelbarer räumlicher Nähe 
befinden,

4.  Pflege- und Betreuungsdienste Gaststatus und insbe-
sondere keine Büroräume in der Wohngemeinschaft 
haben,

5.  nicht mehr als zwölf Personen gemeinschaftlich woh-
nen und

6.  der Anbieter die Bewohner darüber in Kenntnis setzt, 
dass die Bewohner für solche Bereiche, die nach § 5 
Absatz 1 ihrer Selbstverantwortung vorbehalten sein 
müssen oder können, im Bedarfsfall eigenverantwort-
lich sorgen müssen und der Anbieter weder eine Voll-
versorgung erbringt noch für den Bedarfsfall ver-
pflichtend vorhält. 

(3) Ambulant betreute Wohngemeinschaften nach Absatz 
1 für volljährige Menschen mit Behinderungen liegen 
vor, wenn 

1.  sie nach ihrer konzeptionellen Ausrichtung im beson-
deren Maße der Förderung von Selbständigkeit, 
Selbstverantwortung und Teilhabe am Leben in und an 
der Gesellschaft dienen, 

2.  sie baulich, organisatorisch und wirtschaftlich selb-
ständig sind ohne Bestandteil einer stationären Ein-
richtung zu sein, 

3. sie nach § 6 teilweise selbstverantwortet sind, 

4.  nicht mehr als acht Personen gemeinschaftlich woh-
nen und

5.  der Anbieter die Bewohner darüber in Kenntnis setzt, 
dass die Bewohner für solche Bereiche, die nach § 6 
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wie die Bewohnerfürsprecher über ihre Rechte und 
Pflichten,

2.  volljährige Menschen mit Pflege- und Unterstützungs-
bedarf, volljährige Menschen mit Behinderungen, de-
ren Betreuer, Angehörige und andere Personen, die ein 
berechtigtes Interesse an einer Beratung über statio-
näre Einrichtungen, ambulant betreute Wohngemein-
schaften und die Rechte und Pflichten der Träger so-
wie der Anbieter und Bewohner haben sowie

3.  auf Antrag Personen, Träger und Anbieter, die die 
Schaffung von stationären Einrichtungen und ambu-
lant betreuten Wohngemeinschaften nach diesem Ge-
setz anstreben oder solche betreiben, bei der Planung 
oder dem Betrieb derselben.

(2) Die zuständige Behörde nimmt die Beschwerden so-
wie Fragen zu Rechten und Pflichten nach diesem Ge-
setz, den aufgrund dieses Gesetzes erlassenen oder im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes fortgeltenden Rechts-
verordnungen und sonstigen in diesem Zusammenhang 
relevanten Rechtsvorschriften entgegen, überprüft diese 
und wirkt im Rahmen der Beratung auf eine sachge-
rechte Lösung hin. Die ordnungsrechtlichen Maßnahmen 
nach den §§ 21 bis 24 bleiben davon unberührt.

§ 8

Transparenzgebot

(1) Der Träger einer stationären Einrichtung und der An-
bieter einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft sind 
verpflichtet,

1.  ihre Leistungsangebote aufgeschlüsselt nach Art, In-
halt, Umfang und Preis in geeigneter Weise für alle 
Interessierten zugänglich zu machen,

2.  den Bewohnern auf Antrag Einsicht in die sie betref-
fenden Aufzeichnungen und Unterlagen zu gewähren 
und

3.  die Bewohner schriftlich über Informations- und Bera-
tungsmöglichkeiten und die zuständige Behörde zu 
informieren sowie auf Beschwerdestellen hinzuwei-
sen. 

(2) Der Träger einer stationären Einrichtung ist nach Ab-
lauf einer Frist von vier Wochen beginnend mit der Be-
kanntgabe des Prüfberichts nach § 19 verpflichtet, den 
jeweils aktuellen Prüfbericht der zuständigen Behörde 

1.  an gut sichtbarer Stelle in seinen Büro- oder Ge-
schäftsräumen auszuhängen oder auszulegen und 

2.  künftige Bewohner rechtzeitig vor Abschluss von Ver-
trägen nach dem Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2319) auf das Recht auf 
Aushändigung einer Kopie des aktuellen Prüfberichts 
hinzuweisen. Sofern die Aushändigung verlangt wird, 
ist eine Kopie des Prüfberichts zu übergeben.

Der Hinweis auf das Recht auf Aushändigung des Prüfbe-
richts oder dessen Aushändigung nach Satz 1 Nummer 2 

und Pflegeleistungen oder Informationen und Beratungs-
leistungen (Grundleistungen) entgegenzunehmen. 

(5) Sofern die Voraussetzungen der ambulant betreuten 
Wohngemeinschaft für Menschen mit Unterstützungs- 
und Versorgungsbedarf nach den Absätzen 1 bis 4 nicht 
vorliegen, finden die Regelungen über stationäre Ein-
richtungen Anwendung. 

§ 6

Ambulant betreute Wohngemeinschaften für volljährige 
Menschen mit Behinderungen

(1) Ambulant betreute Wohngemeinschaften für volljäh-
rige Menschen mit Behinderungen nach § 4 Absatz 3 
sind teilweise selbstverantwortet, wenn sie Personen auf-
nehmen, die in der Lage sind, ihre Lebens- und Haus-
haltsführung gegebenenfalls unter Anleitung überwie-
gend selbstbestimmt zu gestalten oder solche Personen, 
deren Unterstützungs- und Versorgungsbedarf keine per-
manente persönliche Anwesenheit einer Betreuungskraft 
erfordert.

(2) Wohngemeinschaften für volljährige Menschen mit 
Behinderungen, für die ein Träger einer stationären Ein-
richtung die Leistungen wie ein Anbieter erbringt, gel-
ten als teilweise selbstverantwortet im Sinne von Ab-
satz 1, auch wenn sie organisatorisch und wirtschaftlich 
an eine zentrale Verwaltung angebunden sind und im 
Übrigen die Vorgaben nach Absatz 1 und § 4 Absatz 3 
erfüllen.

(3) Zur Förderung und Sicherung der Selbstverantwor-
tung sollen die Bewohner einer ambulant betreuten 
Wohngemeinschaft nach Absatz 1 oder Absatz 2 oder für 
den Fall, dass die Bewohner ihre Angelegenheiten nicht 
mehr selbständig regeln können, deren Betreuer ein Be-
wohnergremium zur gemeinsamen Regelung der die 
Wohngemeinschaft betreffenden Angelegenheiten be-
stimmen und einrichten und die von diesem Gremium 
getroffenen Entscheidungen schriftlich niederlegen.

(4) Sofern die Voraussetzungen der ambulant betreuten 
Wohngemeinschaft für Menschen mit Behinderungen 
nach den Absätzen 1 bis 3 nicht vorliegen, finden die Re-
gelungen über stationäre Einrichtungen Anwendung.

Abschnitt 2

Stärkung des Bewohnerschutzes, der Transparenz  
und Teilhabe

§ 7

Beratung

(1) Die zuständige Behörde informiert und berät

1.  die Bewohner von stationären Einrichtungen und 
ambulant betreuten Wohngemeinschaften, deren Be-
treuer, Angehörige, Beiräte, die Ersatzgremien so-
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Abschnitt 3

Vorschriften für stationäre Einrichtungen

§ 10

Anforderungen an den Betrieb einer  
stationären Einrichtung

(1) Die stationäre Einrichtung muss im erforderlichen 
Umfang über qualifizierte Leitungsfunktionen verfügen. 

(2) Eine stationäre Einrichtung darf nur betrieben wer-
den, wenn der Träger und die Leitung

 1.  ihre Leistungen nach dem jeweils allgemein aner-
kannten Stand fachlicher Erkenntnisse erbringen, 

 2.  die Würde, die Privatheit, die Interessen und Bedürf-
nisse volljähriger Menschen mit Pflege- und Unter-
stützungsbedarf oder mit Behinderungen als Bewoh-
ner vor Beeinträchtigungen schützen,

 3.  die Selbständigkeit, die Selbstbestimmung und die 
gleichberechtigte Teilhabe am Leben in und an der 
Gesellschaft sowie die Lebensqualität der Bewohner 
wahren und fördern, 

 4.  die kulturelle Herkunft sowie religiöse, weltanschau-
liche und sexuelle Orientierung achten und ge-
schlechtsspezifische Belange angemessen berück-
sichtigen,

 5.  eine angemessene Qualität der Betreuung und der 
Verpflegung der Bewohner in der stationären Ein-
richtung selbst oder in angemessener anderer Weise 
sichern sowie zu einer angemessenen ärztlichen und 
gesundheitlichen Betreuung beitragen, 

 6.  bei Pflegebedürftigen eine humane und aktivierende 
Pflege unter Achtung der Menschenwürde gewähr-
leisten und die Pflege entsprechend dem allgemein 
anerkannten Stand medizinisch-pflegerischer Er-
kenntnisse erbringen,

 7.  bei Menschen mit Behinderungen die Eingliederung 
in die Gesellschaft fördern, insbesondere sozialpäda-
gogische Betreuung und heilpädagogische Förde-
rung und im Bedarfsfall die pflegerische Betreuung 
gewährleisten,

 8.  eine angemessene Qualität des Wohnens und der 
hauswirtschaftlichen Versorgung erbringen,

 9.  den Bewohnern eine nach Art und Umfang ihrer Be-
treuungsbedürftigkeit angemessene Lebensgestal-
tung ermöglichen und die erforderlichen Hilfen ge-
währen,

10.  sicherstellen, dass für pflegebedürftige Bewohner 
Pflegeplanungen sowie für Menschen mit Behinde-
rungen Förder- und Hilfepläne aufgestellt und deren 
Umsetzung aufgezeichnet werden,

11.  einen ausreichenden Schutz der Bewohner vor Infek-
tionen gewährleisten und sicherstellen, dass von den 
Beschäftigten die für ihren Aufgabenbereich ein-

ist in geeigneter Form zu belegen. Der Träger einer statio-
nären Einrichtung ist berechtigt, zusammen mit dem je-
weils aktuellen Prüfbericht eine eigenständige Gegendar-
stellung zum Inhalt des Prüfberichts auszuhängen oder 
auszulegen und künftigen Bewohnern auszuhän digen, 
wenn er nach seiner Würdigung der Sachlage zu einer an-
deren Bewertung als die zuständige Behörde gelangt. Die 
zuständige Behörde hat sicherzustellen, dass der zum 
Aushang oder Aushändigung bestimmte Prüfbericht mit 
Ausnahme des Namens und der Anschrift des Trägers und 
der Leitung der stationären Einrichtung keine personen-
bezogenen Daten enthält. Für eine Gegendarstellung hat 
der Träger dies entsprechend Satz 5 sicherzustellen.

(3) Die zuständige Behörde kann über ihre Tätigkeit bei 
der Überprüfung der stationären Einrichtungen anonymi-
siert und in allgemeiner Form auf Landkreis- und Stadt-
kreisebene öffentlich berichten. 

(4) Die oberste Heimaufsichtsbehörde soll zur Umset-
zung von Absatz 2 darauf hinwirken, dass die Prüfbe-
richte der unteren Heimaufsichtsbehörden nach gewissen 
einheitlichen Strukturmerkmalen verfasst werden und 
dem Adressatenkreis eine umfassende Einschätzung 
ermög lichen, auch im Hinblick auf Umfang und allge-
meine Verständlichkeit.

§ 9

Mitwirkung der Bewohner

(1) Die Bewohner einer stationären Einrichtung wirken 
in Angelegenheiten des Betriebs ihrer stationären Ein-
richtung durch einen Bewohnerbeirat mit, der bei der 
Wahrnehmung seiner Aufgaben und Rechte fach- und 
sachkundige Personen seines Vertrauens hinzuziehen 
kann. Zusätzlich soll in stationären Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderungen ein Angehörigen- und Be-
treuerbeirat errichtet werden, der die Leitung und den 
Bewohnerbeirat bei seiner Arbeit berät und durch Vor-
schläge und Stellungnahmen unterstützt. Die Mitglieder 
des Bewohnerbeirats, des Angehörigen- und Betreuer-
beirats sowie die sonstigen beratenden Personen sind zur 
Verschwiegenheit verpflichtet. 

(2) Die für die Durchführung dieses Gesetzes zuständi-
gen Behörden fördern die Unterrichtung der Bewohner, 
der Angehörigen und Betreuer sowie der Mitglieder von 
Bewohnerbeiräten und Angehörigen- und Betreuerbeirä-
ten über die Ausgestaltung der Mitwirkung. 

(3) Für die Zeit, in der ein Bewohnerbeirat nicht gebildet 
werden kann, werden seine Aufgaben zunächst durch ein 
Fürsprechergremium, das die Mitwirkung der Bewohner 
auf andere Weise gewährleisten kann, wahrgenommen. 
Kann auch ein solches Fürsprechergremium nicht gebil-
det werden, so werden Bewohnerfürsprecher im Beneh-
men mit der Leitung der stationären Einrichtungen von 
der zuständigen Behörde bestimmt. Ihre Tätigkeit ist un-
entgeltlich und ehrenamtlich.
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§ 11

Anzeigepflicht der stationären Einrichtung

(1) Wer den Betrieb einer stationären Einrichtung auf-
nehmen will, hat darzulegen, dass er die Anforderungen 
nach § 10 erfüllt. Zu diesem Zweck hat er seine Absicht 
spätestens drei Monate vor der vorgesehenen Inbetrieb-
nahme der zuständigen Behörde anzuzeigen. Die An-
zeige muss folgende weitere Angaben enthalten: 

 1. den vorgesehenen Zeitpunkt der Betriebsaufnahme, 

 2.  die Namen und die Anschriften des Trägers und der 
stationären Einrichtung, 

 3.  die Nutzungsart der stationären Einrichtung und der 
Räume sowie deren Lage, Zahl und Größe und die 
vorgesehene Belegung der Wohnräume, 

 4.  die Konzeption der stationären Einrichtung ein-
schließlich der allgemeinen Leistungsbeschreibung 
mit dem vorgesehenen Leistungsangebot,

 5. die vorgesehene Zahl der Stellen der Beschäftigen,

 6.  den Namen, die berufliche Ausbildung und den Wer-
degang der Leitung der stationären Einrichtung; bei 
Pflegeeinrichtungen auch der als Pflegedienstleitung 
verantwortlichen Pflegefachkraft; bei Einrichtungen 
für Menschen mit Behinderungen auch, sofern vor-
handen, der Fachbereichsleitung,

 7.  bei Pflegeeinrichtungen den Versorgungsvertrag nach 
§ 72 SGB XI und eine Pflegesatzvereinbarung nach  
§ 85 SGB XI oder die Erklärung, ob ein solcher Ver-
sorgungsvertrag oder eine solche Pflegesatzvereinba-
rung angestrebt wird, 

 8.  bei Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen 
eine Vereinbarung nach § 75 Absatz 3 SGB XII oder 
die Erklärung, ob solche Vereinbarungen angestrebt 
werden, 

 9.  die Einzelvereinbarungen aufgrund § 39 a SGB V 
oder die Erklärung, ob solche Vereinbarungen ange-
strebt werden, 

10.  ein Muster der mit den Bewohnern geschlossenen 
oder abzuschließenden Verträge,

11.  Unterlagen zur Qualifizierung der rechtlichen Ver-
hältnisse oder Rechtsform der Einrichtung und des 
Trägers, insbesondere geeignete Auszüge aus Sat-
zungen, Gesellschaftsverträgen sowie aus dem Han-
dels- oder Vereinsregister und

12.  sofern vorhanden die Hausordnung der stationären 
Einrichtung.

(2) Die zuständige Behörde kann weitere Angaben ver-
langen, soweit sie zur zweckgerichteten Aufgabenerfül-
lung erforderlich sind, insbesondere die Namen und die 
berufliche Ausbildung der Betreuungskräfte. Stehen die 
Leitung, die Pflegedienstleitung oder Fachbereichslei-
tung zum Zeitpunkt der Anzeige noch nicht fest, ist die 
Mitteilung zum frühestmöglichen Zeitpunkt, spätestens 

schlägigen Anforderungen der Hygiene eingehalten 
werden, 

12.  sicherstellen, dass Arzneimittel bewohnerbezogen 
und ordnungsgemäß aufbewahrt werden und die in 
der Pflege tätigen Beschäftigten mindestens einmal 
im Jahr über den sachgemäßen Umgang mit Arz-
neimitteln beraten sowie die mit dem Umgang von 
 Medizinprodukten betrauten Beschäftigten entspre-
chend eingewiesen werden und

13.  sicherstellen, dass die Regelungen der aufgrund 
 dieses Gesetzes erlassenen oder weiter geltenden 
Rechtsverordnungen eingehalten werden. 

(3) Eine stationäre Einrichtung darf nur betrieben wer-
den, wenn der Träger

1.  die notwendige Zuverlässigkeit, insbesondere die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit zum Betrieb einer sta-
tionären Einrichtung besitzt; von der wirtschaft lichen 
Leistungsfähigkeit ist auszugehen, wenn eine Verein-
barung über die Versorgung nach dem Elften Buch So-
zialgesetzbuch, dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch 
oder eine Vereinbarung nach dem Zwölften Buch So-
zialgesetzbuch vorliegt und vom Träger die verein-
barungsgemäß geschuldeten Leistungen erbracht wer-
den; der Vorlage einer Vereinbarung nach dem Elften 
Buch Sozialgesetzbuch, dem Fünften Buch Sozialge-
setzbuch oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch steht 
es gleich, wenn der Träger der stationären Einrichtung 
durch eine schriftliche Bestätigung des Leis tungsträ-
gers nachweist, dass der Abschluss einer solchen Ver-
einbarung in Aussicht gestellt wird,

2. die vertraglichen Leistungen erbringt,

3.  sicherstellt, dass die Zahl der Beschäftigten und ihre 
persönliche und fachliche Eignung für die von ihnen 
zu leistende Tätigkeit ausreicht,

4.  sicherstellt, dass unterstützende, insbesondere pfle-
gende und sozial betreuende Tätigkeiten nur durch 
Fachkräfte oder unter angemessener Beteiligung von 
Fachkräften ausgeführt werden; hierbei muss mindes-
tens ein Beschäftigter, bei mehr als 20 nicht pflegebe-
dürftigen Bewohnern oder mehr als vier pflegebedürfti-
gen Bewohnern mindestens 50 Prozent der Beschäftig-
ten eine Fachkraft sein; in einer stationären Einrichtung 
mit pflegebedürftigen Bewohnern muss ständig eine 
Fachkraft anwesend sein. Von diesen Anforderungen 
kann abgewichen werden, wenn dies für eine fachge-
rechte Betreuung der Bewohner erforderlich oder aus-
reichend ist; näheres regelt die Rechtsverordnung nach 
§ 29,

5.  ein Qualitäts- und Beschwerdemanagement betreibt und

6.  die Würde und Selbstbestimmung der Bewohner im 
Sterben wahrt.
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 8.  die Maßnahmen zur Qualitätsentwicklung sowie zur 
Qualitätssicherung, 

 9.  der geeignete Nachweis über den rechtzeitig vor Ver-
tragsschluss erteilten Hinweis auf das Recht auf Aus-
händigung einer Kopie des Prüfberichts oder dessen 
Aushändigung nach § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2,

10.  die freiheitsbeschränkenden und die freiheitsentzie-
henden Maßnahmen bei Bewohnern sowie die An-
gabe des für die Anordnung der Maßnahme Verant-
wortlichen und 

11.  die für die Bewohner verwalteten Gelder oder Wert-
sachen. 

(2) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 können auf Daten-
trägern gespeichert werden. Betreibt der Träger mehr als 
eine stationäre Einrichtung, sind für jede stationäre Ein-
richtung gesonderte Aufzeichnungen zu machen. Dem 
Träger bleibt es vorbehalten, seine wirtschaftliche und 
 finanzielle Situation durch Vorlage der im Rahmen der 
Pflege-Buchführungsverordnung vom 22. November 
1995 (BGBl. I S. 1528), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 20. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2751, 
2754), in der jeweils geltenden Fassung geforderten Bi-
lanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung nachzuwei-
sen. Aufzeichnungen, die für andere Stellen als die zustän-
dige Behörde angelegt worden sind, können zur Erfüllung 
der Anforderungen von Absatz 1 verwendet werden. 

(3) Der Träger hat die Aufzeichnungen nach Absatz 1 
und auch solche auf Datenträgern nach Absatz 2 Satz 1 
sowie die sonstigen Unterlagen und Belege über den Be-
trieb einer stationären Einrichtung für die Dauer von drei 
Jahren aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt 
mit dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Auf-
zeichnungen, Unterlagen oder Belege entstanden sind. 
Die Aufzeichnungen sind, soweit sie personenbezogene 
Daten enthalten, so aufzubewahren, dass nur Berechtigte 
Zugang haben.

Abschnitt 4

Vorschriften für ambulant betreute Wohngemeinschaften 

§ 13

Anforderungen an die ambulant  
betreute Wohngemeinschaft

(1) Die ambulant betreute Wohngemeinschaft muss unter 
der verantwortlichen Leitung eines Anbieters stehen.

(2) Der Anbieter hat sicherzustellen, dass

1.  die von ihm übernommenen vertraglichen Leistungen 
erbracht werden,

2.  die von ihm verpflichtend abzunehmenden Leistungen 
dem allgemein anerkannten Stand der fachlichen Er-
kenntnisse entsprechen, 

3.  die Qualität des Wohnens angemessen ist; als an-
gemessene Qualität gilt, wenn zumindest für jeweils 

vor Aufnahme des Betriebs der stationären Einrichtung, 
nachzuholen. 

(3) Der zuständigen Behörde sind unverzüglich anzuzei-
gen, 

1.  Änderungen, die Angaben nach Absatz 1 Satz 3 betref-
fen, 

2.  eine drohende oder bereits eingetretene Zahlungsunfä-
higkeit oder Überschuldung des Trägers sowie ein ge-
gen das Vermögen des Trägers beantragtes oder eröff-
netes Insolvenzverfahren und

3.  eine beabsichtigte vollständige oder teilweise Einstel-
lung des Betriebs; mit der Anzeige sind die Unterkunft 
und Betreuung der Bewohner und die geplante ord-
nungsgemäße Abwicklung der Vertragsverhältnisse 
mit den Bewohnern nachzuweisen.

§ 12

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten  
der stationären Einrichtung

(1) Der Träger einer stationären Einrichtung hat zum 
Nachweis der Erfüllung der Anforderungen an den Be-
trieb der stationären Einrichtung nach den Grundsätzen 
einer ordnungsgemäßen Buch- und Aktenführung Auf-
zeichnungen über den Betrieb der Einrichtung zu ma-
chen und die Qualitätssicherungsmaßnahmen und deren 
Ergebnisse zu dokumentieren. Insbesondere muss er-
sichtlich werden: 

 1.  die wirtschaftliche und finanzielle Lage der stationä-
ren Einrichtung, 

 2.  die Nutzungsart der Einrichtung und der Räume so-
wie deren Lage, die Zahl und Größe sowie die Bele-
gung der Wohnräume, 

 3.  der Name, der Vorname, das Geburtsdatum, die An-
schrift und die Ausbildung der Beschäftigten, deren 
regelmäßige Arbeitszeit, die von ihnen in der statio-
nären Einrichtung ausgeübte Tätigkeit und die Dauer 
des Beschäftigungsverhältnisses sowie die Dienst-
pläne, 

 4.  der Name, der Vorname, das Geburtsdatum, das Ge-
schlecht, der Betreuungsbedarf der Bewohner sowie 
bei pflegebedürftigen Bewohnern die Pflegestufe, 

 5.  der Erhalt, die Aufbewahrung und die Verabreichung 
von Arzneimitteln einschließlich der pharmazeuti-
schen Überprüfung der Arzneimittelvorräte und der 
Unterweisung der Beschäftigten über den sachge-
rechten Umgang mit Arzneimitteln und Medizinpro-
dukten, 

 6.  die Pflegeplanung und die Pflegeverläufe für pflege-
bedürftige Bewohner, 

 7.  für Bewohner von Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderungen Förder- und Hilfepläne einschließ-
lich deren Umsetzung, 
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gen. Die Bewohner oder die Initiatoren einer vollständig 
selbstverantworteten Wohngemeinschaft sind verpflich-
tet, das gemeinsame Wohnen spätestens vier Wochen 
nach Aufnahme der gemeinschaftlichen Lebens- und 
Haushaltsführung anzuzeigen.

(2) Die Anzeige für eine ambulant betreute Wohnge-
meinschaft muss unter Bezeichnung eines konkreten 
Stichtags folgende Angaben enthalten:

1.  den Zeitpunkt, in welchem begonnen wird, die Leis-
tungen zu erbringen,

2.  den Namen, die Anschrift und die Rechtsform des An-
bieters der ambulant betreuten Wohngemeinschaft, 

3.  den Standort und die Anschrift der ambulant betreuten 
Wohngemeinschaft,

4.  den Namen und die Anschrift der Präsenzkräfte nach 
§ 13 Absatz 3 Nummer 1,

5.  die Anzahl der Bewohner, für welche ein Vertrag mit 
dem Anbieter besteht oder ein solcher Abschluss mit 
dem Anbieter zum Stichtag voraussichtlich zu Stande 
kommen soll, 

6.  das Leistungsangebot der ambulant betreuten Wohn-
gemeinschaft aufgeschlüsselt nach Art, Inhalt und 
Umfang der Leistungen sowie die Darstellung des 
Konzepts der ambulant betreuten Wohngemeinschaft 
für Menschen mit Behinderungen nach § 6 und

7.  ein Muster des zwischen der Bewohnerin oder dem Be-
wohner und dem Anbieter abzuschließenden Vertrags.

(3) Der zuständigen Behörde sind vom Anbieter einer 
ambulant betreuten Wohngemeinschaft unverzüglich an-
zuzeigen,

1.  Änderungen, die Angaben nach Absatz 2 Nummer 1 
bis 3 und 5 bis 7 betreffen,

2.  eine drohende oder bereits eingetretene Zahlungsunfä-
higkeit oder Überschuldung des Anbieters sowie ein 
gegen das Vermögen des Anbieters beantragtes oder 
eröffnetes Insolvenzverfahren und

3.  wenn er für die Bewohner einer ambulant betreuten 
Wohngemeinschaft für Menschen mit Unterstützungs- 
und Versorgungsbedarf Leistungen der Pflege erbringt.

(4) Änderungen, die Angaben nach Absatz 2 Nummer 4 
betreffen, sind halbjährlich anzuzeigen. 

(5) Die Anzeige für eine vollständig selbstverantwortete 
Wohngemeinschaft muss eine Beschreibung der nach § 2 
Absatz 3 Nummer 5 erforderlichen Konzeption enthal-
ten.

§ 15

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten  
der ambulant betreuten Wohngemeinschaft

(1) Der Anbieter einer ambulant betreuten Wohngemein-
schaft hat zum Nachweis der Erfüllung der Anforderun-
gen an eine ambulant betreute Wohngemeinschaft Auf-

vier Personen in der Wohnung ein Waschtisch, eine 
Dusche und ein WC verfügbar sind und die Grundflä-
che der Wohnung einschließlich der Küche, des Sani-
tärbereichs, des Flurs, der Vorräume und Abstellflä-
chen (ohne Kellerräume) für jede Bewohnerin oder 
jeden Bewohner eine Fläche von 25 m2 aufweist, 

4.  in einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft nach 
§ 5, sofern dort mehr als acht Personen gemeinschaft-
lich wohnen, neben den Anforderungen zum Flächen-
bedarf nach Nummer 3 in der Regel für jede Bewoh-
nerin oder jeden Bewohner ein Einzelzimmer mit 
zugeordnetem Sanitärbereich zur Verfügung steht; der 
Sanitärbereich hat in der Regel einen Waschtisch, eine 
Dusche und ein WC aufzuweisen und

5.  die persönliche und fachliche Eignung der von ihm 
eingesetzten Beschäftigten für die von ihnen zu leis-
tende Tätigkeit ausreicht und sich diese im erforder-
lichen Umfang und regelmäßig fortbilden; sofern in 
einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft nach § 5 
mehr als acht Personen gemeinschaftlich wohnen, 
müssen die nach § 13 Absatz 3 Nummer 1 zusätzlich 
er forderlichen Beschäftigten eine für die von ihnen zu 
leistende Tätigkeit fachliche Qualifizierung aufweisen.

(3) Der Anbieter einer ambulant betreuten Wohngemein-
schaft hat neben den Anforderungen nach den Absätzen 1 
und 2 sicherzustellen, dass

1.  im erforderlichen Umfang eine Präsenzkraft täglich 
anwesend ist; erforderlich ist für eine ambulant be-
treute Wohngemeinschaft nach § 5 in der Regel eine 
durchgehende Präsenz von 24 Stunden täglich und, so-
fern mehr als acht Personen gemeinschaftlich wohnen, 
eine zusätzliche Präsenz von mindestens zwölf Stun-
den täglich; erforderlich ist für eine ambulant betreute 
Wohngemeinschaft nach § 6 in der Regel eine Präsenz 
von zwölf Stunden täglich; sowie

2.  in der Regel eine Rufbereitschaft außerhalb der Prä-
senzzeiten nach Nummer 1 besteht.

(4) In ambulant betreuten Wohngemeinschaften nach  
§ 6, die konzeptionell auf Menschen mit psychischen Er-
krankungen ausgerichtet sind, kann von den Anforderun-
gen nach Absatz 2 Nummer 3 und Absatz 3 abgewichen 
werden.

§ 14

Anzeigepflicht der ambulant betreuten  
Wohngemeinschaft und der vollständig selbst-

verantworteten Wohngemeinschaft

(1) Ambulant betreute Wohngemeinschaften nach § 4 
Absatz 2 und 3 sowie vollständig selbstverantwortete 
Wohngemeinschaften nach § 2 Absatz 3 sind der zustän-
digen Behörde anzuzeigen. Der Anbieter einer ambulant 
betreuten Wohngemeinschaft ist verpflichtet, spätestens 
drei Monate vor der Leistungsaufnahme den beabsichtig-
ten Beginn seiner unternehmerischen Tätigkeit anzuzei-
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rechnet worden sind. Sie sind vom Zeitpunkt ihrer Ge-
währung an mit mindestens dem für Spareinlagen mit 
dreimonatiger Kündigungsfrist marktüblichen Zinssatz 
für das Jahr zu verzinsen, soweit der Vorteil der Kapital-
nutzung bei der Bemessung des Entgelts nicht berück-
sichtigt worden ist. Die Verzinsung oder der Vorteil der 
Kapitalnutzung bei der Bemessung des Entgelts sind der 
Bewohnerin oder dem Bewohner gegenüber durch jähr-
liche Abrechnungen nachzuweisen. Die Sätze 1 bis 3 gel-
ten auch für Leistungen, die von oder zugunsten von Be-
werbern erbracht worden sind. 

(4) Der Leitung, den Beschäftigten der stationären Ein-
richtung und den Beschäftigten des Anbieters einer am-
bulant betreuten Wohngemeinschaft ist es untersagt, sich 
von oder zugunsten von Bewohnern neben der vom Trä-
ger oder Anbieter erbrachten Vergütung Geldleistungen 
oder geldwerte Leistungen für die Erfüllung der Pflich-
ten aus dem Vertrag versprechen oder gewähren zu las-
sen. Dies gilt nicht, soweit es sich um geringwertige Auf-
merksamkeiten handelt. 

(5) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall Ausnah-
men von den Verboten der Absätze 1 und 4 zulassen, so-
weit der Schutz der Bewohner die Aufrechterhaltung der 
Verbote nicht erfordert und die Leistungen noch nicht 
versprochen oder gewährt worden sind. 

Abschnitt 6

Aufgaben und Befugnisse der zuständigen Behörden

§ 17

Überprüfung der Qualität in stationären Einrichtungen

(1) Die stationären Einrichtungen werden von den zu-
ständigen Behörden durch wiederkehrende (Regelprü-
fungen) oder anlassbezogene Prüfungen (Anlassprüfun-
gen) überwacht. Die Prüfungen erfolgen grundsätzlich 
unangemeldet. Sie können jederzeit stattfinden, wobei 
Prüfungen zur Nachtzeit nur zulässig sind, wenn und so-
weit das Prüfungsziel zu anderen Zeiten nicht erreicht 
werden kann. 

(2) Die stationären Einrichtungen werden daraufhin über-
prüft, ob sie die Anforderungen an den Betrieb einer sta-
tionären Einrichtung nach diesem Gesetz und der auf-
grund dieses Gesetzes ergangenen oder nach § 30 weiter 
geltenden Rechtsverordnungen erfüllen. Der Träger, die 
Leitung, die Pflegedienstleitung und Fachbereichslei-
tung haben den zuständigen Behörden die für die Durch-
führung dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Geset-
zes erlassenen oder weiter geltenden Rechtsverordnungen 
erforderlichen mündlichen und schriftlichen Auskünfte 
auf Verlangen unentgeltlich zu erteilen. Der Träger ist 
verpflichtet, der zuständigen Behörde auf deren Anforde-
rung hin die erforderlichen Ablichtungen der Aufzeich-
nungen nach § 12 Absatz 1 unter Einhaltung der daten-
schutzrechtlichen Vorgaben unentgeltlich zur Verfügung 

zeichnungen nach den Grundsätzen einer ordnungsge-
mäßen Buch- und Aktenführung über deren Geschäfts-
betrieb zu machen und hierzu geeignete Unter lagen, 
Aufzeichnungen und Belege für die Dauer von drei Jah-
ren aufzubewahren. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit 
dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Aufzeich-
nungen, Unterlagen oder Belege entstanden sind. Die 
Aufzeichnungen sind, soweit sie personenbezogene Da-
ten enthalten, so aufzubewahren, dass nur Berechtigte 
Zugang haben.

(2) Die Aufzeichnungen nach Absatz 1 können auf Da-
tenträgern gespeichert werden.

Abschnitt 5

Verbot der Leistungsannahme

§ 16 

Verbot der Leistungsannahme in stationären 
 Einrichtungen und ambulant betreuten 

 Wohngemeinschaften

(1) Dem Träger einer stationären Einrichtung und dem 
Anbieter einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft ist 
es untersagt, sich von oder zugunsten von Bewohnern 
oder Bewerbern um einen Platz in stationären Einrichtun-
gen oder ambulant betreuten Wohngemeinschaften Geld-
leistungen oder geldwerte Leistungen über das verein-
barte oder zu vereinbarende Entgelt hinaus versprechen 
oder gewähren zu lassen. 

(2) Dies gilt nicht, wenn 

1.  andere als die mit der Bewohnerin oder dem Bewoh-
ner vertraglich vereinbarten Leistungen des Trägers 
oder Anbieters abgegolten werden,

2.  geringwertige Aufmerksamkeiten versprochen oder ge-
währt werden,

3.  Geldleistungen oder geldwerte Leistungen im Hinblick 
auf die Überlassung eines Platzes in der stationären 
Einrichtung zum Bau, zum Erwerb, zur Instandset-
zung, zur Ausstattung oder zum Betrieb der stationären 
Einrichtung versprochen oder gewährt werden oder 

4.  Sicherheiten für die Erfüllung der Verpflichtungen aus 
dem Vertrag geleistet werden und diese Sicherheiten 
das Doppelte des auf einen Monat entfallenden Ent-
gelts nicht übersteigen. Auf Verlangen der Bewohne-
rin oder des Bewohners können diese Sicherheiten 
auch durch eine Garantie oder ein sonstiges Zahlungs-
versprechen eines im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zum Geschäftsbetrieb befugten Kreditinstituts oder 
Kreditversicherers oder einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft geleistet werden. Dies gilt nur für Ver-
träge, auf die das Wohn- und Betreuungsvertragsge-
setz keine Anwendung findet.

(3) Leistungen im Sinne von Absatz 2 Nummer 3 sind 
zurückzugewähren, soweit sie nicht mit dem Entgelt ver-
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(9) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnah-
men nach den Absätzen 1 bis 8 haben keine aufschie-
bende Wirkung.

(10) Findet eine Prüfung ausnahmsweise angemeldet statt, 
so können die Träger die Landesverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege, die kommunalen Landesverbände und 
andere Vereinigungen von Trägern, denen sie angehören, 
in angemessener Weise hinzuziehen. 

(11) Die auskunftspflichtige Person nach Absatz 2 Satz 2, 
die nicht Beteiligte des Verwaltungsverfahrens ist, kann 
die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beant-
wortung ihr selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Ange-
hörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten (OWiG) aussetzen würde. 

§ 18

Überprüfung der Qualität in ambulant  
betreuten Wohngemeinschaften

(1) Die ambulant betreuten Wohngemeinschaften werden 
von den zuständigen Behörden durch wiederkehrende 
Prüfungen (Regelprüfungen) oder anlassbezogene Prü-
fungen (Anlassprüfungen) überprüft. Die Überprüfung 
erfolgt daraufhin, ob die ambulant betreuten Wohnge-
meinschaften die Anforderungen nach diesem Gesetz er-
füllen. Die zuständige Behörde nimmt für jede ambulant 
betreute Wohngemeinschaft in einem Kalenderjahr 
grundsätzlich eine Regelprüfung vor. Nach Ablauf von 
drei Jahren seit Leistungsaufnahme durch den Anbieter 
erfolgen keine Regelprüfungen mehr. Die Prüfungen er-
folgen grundsätzlich unangemeldet. Sie können jederzeit 
stattfinden, wobei Prüfungen zur Nachtzeit nur zulässig 
sind, wenn und soweit das Prüfungsziel zu anderen Zei-
ten nicht erreicht werden kann.

(2) Eine Überprüfung der von den Bewohnern selbstver-
antworteten Bereiche findet nicht statt. 

(3) Bestehen Zweifel daran, dass die Anforderungen an 
eine ambulant betreute Wohngemeinschaft durch den 
Anbieter erfüllt sind, ist die zuständige Behörde berech-
tigt und verpflichtet, die notwendigen Maßnahmen zur 
Aufklärung zu ergreifen.

(4) Die von der zuständigen Behörde mit der Prüfung der 
ambulant betreuten Wohngemeinschaft beauftragten Per-
sonen sind zur Erfüllung ihrer Aufgaben befugt,

1.  die von der ambulant betreuten Wohngemeinschaft ge-
nutzten Grundstücke und Gemeinschaftsräume zu be-
treten; die anderen dem Hausrecht der Bewohner un-
terliegenden und der privaten Nutzung zugewiesenen 
Räume nur mit deren Zustimmung,

2. Überprüfungen und Besichtigungen vorzunehmen, 

3.  Unterlagen, Belege und sonstige Aufzeichnungen des 
Anbieters nach § 15 einzusehen und Abschriften und 

zu stellen. Für Unterlagen nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 
gilt dies nur für angemeldete Prüfungen.

(3) Bestehen Zweifel daran, dass die Anforderungen für 
den Betrieb einer stationären Einrichtung erfüllt sind, ist 
die zuständige Behörde berechtigt und verpflichtet, die 
notwendigen Maßnahmen zur Aufklärung zu ergreifen. 

(4) Die von der zuständigen Behörde mit der Prüfung der 
stationären Einrichtung beauftragten Personen sind zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben befugt, 

1.  die für die stationäre Einrichtung genutzten Grundstü-
cke und Räume zu betreten; soweit diese einem Haus-
recht der Bewohner unterliegen, nur mit deren Zustim-
mung,

2. Überprüfungen und Besichtigungen vorzunehmen,

3.  Einsicht in die Aufzeichnungen, sonstigen Unterlagen 
und Belege nach § 12 der auskunftspflichtigen Person 
in der jeweiligen stationären Einrichtung zu nehmen,

4.  sich mit den Bewohnern sowie dem Bewohnerbeirat, 
dem Ersatzgremium oder den Bewohnerfürsprechern 
sowie mit dem Angehörigen- und Betreuerbeirat in 
Verbindung zu setzen,

5.  bei pflegebedürftigen Bewohnern mit deren Zustim-
mung den Pflegezustand in Augenschein zu nehmen 
und

6. die Beschäftigten zu befragen.

Der Träger und die Leitung der stationären Einrichtung 
haben diese Maßnahmen zu dulden. Die zuständige Be-
hörde soll zu ihren Prüfungen weitere fach- und sach-
kundige Personen hinzuziehen. Diese sind zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet. Sie dürfen personenbezogene 
Daten der Bewohner nicht speichern und an Dritte über-
mitteln. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes – GG) wird 
insoweit eingeschränkt.

(5) Zur Verhütung dringender Gefahren für die öffent liche 
Sicherheit und Ordnung können Grundstücke und Räume, 
die einem Hausrecht der Bewohner unterliegen oder 
Wohnzwecken der auskunftspflichtigen Person dienen, 
durch die von der zuständigen Behörde mit der Prüfung 
beauftragten Personen jederzeit betreten werden. Die aus-
kunftspflichtige Person und die Bewohner haben die Maß-
nahmen nach Satz 1 zu dulden. Das Grundrecht der Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 GG) 
wird insoweit eingeschränkt.

(6) Die zuständige Behörde nimmt für jede stationäre 
Einrichtung in einem Kalenderjahr grundsätzlich min des-
tens eine Regelprüfung vor. Im Ausnahmefall kann die 
Regelprüfung bis zu sechs Monate verschoben werden. 

(7) Die Überwachung beginnt mit der Anzeige nach § 11 
Absatz 1, spätestens jedoch drei Monate vor der vorge-
sehenen Inbetriebnahme der stationären Einrichtung. 

(8) Maßnahmen nach den Absätzen 1, 2, 4, 6 und 7 sind 
auch zur Feststellung zulässig, ob eine Einrichtung eine 
stationäre Einrichtung im Sinne von § 3 ist.
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hörde verpflichtet, Maßnahmen nach den §§ 21 bis 24 zu 
ergreifen. 

§ 21

Beratung bei Mängeln

(1) Sind bei einer Überprüfung in einer stationären Ein-
richtung oder einer ambulant betreuten Wohngemein-
schaft Mängel festgestellt worden, so soll die zuständige 
Behörde zunächst den Träger oder den Anbieter über die 
Möglichkeiten zur Beseitigung der Mängel beraten. Das 
Gleiche gilt, wenn nach einer Anzeige nach § 11 Absatz 1 
oder § 14 Absatz 1 vor der Aufnahme des Betriebs der 
stationären Einrichtung oder vor Aufnahme der Leis-
tungserbringung in der ambulant betreuten Wohnge-
meinschaft Mängel festgestellt werden. 

(2) Ist den Bewohnern aufgrund der festgestellten Män-
gel eine Fortsetzung der mit dem Träger oder Anbieter 
abgeschlossenen Verträge nicht zuzumuten, soll die zu-
ständige Behörde sie dabei unterstützen, eine angemes-
sene anderweitige Unterkunft und Betreuung zu zumut-
baren Bedingungen zu finden. 

§ 22

Anordnungen

(1) Der Träger oder der Anbieter ist verpflichtet, festge-
stellte Mängel unverzüglich zu beseitigen. Die zustän-
dige Behörde kann hierzu gegenüber dem Träger oder 
dem Anbieter Anordnungen erlassen, die zur Beseitigung 
einer eingetretenen oder zur Abwendung einer drohen-
den Beeinträchtigung oder Gefährdung des Wohls der 
Bewohner oder zur Sicherung der Einhaltung der dem 
Träger oder dem Anbieter gegenüber den Bewohnern ob-
liegenden Verpflichtungen erforderlich sind. Das Gleiche 
gilt, wenn Mängel nach einer Anzeige nach § 11 Ab-
satz 1 oder § 14 Absatz 1 vor Aufnahme des Betriebs der 
stationären Einrichtung oder Leistungserbringung in der 
ambulant betreuten Wohngemeinschaft festgestellt wer-
den. 

(2) Anordnungen nach Absatz 1 sind soweit wie möglich 
in Übereinstimmung mit Vereinbarungen nach § 75 Ab-
satz 3 SGB XII auszugestalten. Wenn Anordnungen eine 
Erhöhung der Vergütung nach § 75 Absatz 3 SGB XII 
zur Folge haben können, ist über sie Einvernehmen mit 
dem Träger der Sozialhilfe, mit dem Vereinbarungen 
nach diesen Vorschriften bestehen, anzustreben. Gegen 
Anordnungen nach Satz 2 kann neben dem Träger der 
stationären Einrichtung auch der Träger der Sozialhilfe 
Widerspruch einlegen und Anfechtungsklage erheben. 
Die Vorschriften nach § 17 Absatz 9 und § 18 Absatz 6 
gelten entsprechend. 

(3) Wenn Anordnungen gegenüber der stationären Ein-
richtung eine Erhöhung der nach dem Elften Buch So-
zialgesetzbuch vereinbarten oder festgesetzten Entgelte 

Ablichtungen im zur Prüfung erforderlichen Umfang 
auf Kosten des Anbieters anzufertigen,

4.  sich mit den Bewohnern sowie mit den Präsenzkräften 
in Verbindung zu setzen,

5.  bei Bewohnern mit deren Zustimmung den körper-
lichen Zustand in Augenschein zu nehmen und

6.  die durch den Anbieter zur Erfüllung seiner Leis-
tungspflichten eingesetzten Personen zu befragen.

Der Anbieter hat der zuständigen Behörde die für die 
Durchführung dieses Gesetzes mündlichen und schrift-
lichen Auskünfte auf deren Verlangen am Ort der Über-
prüfung unentgeltlich zu erteilen. Zur Verhütung drin-
gender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung können Grundstücke und Räume, die einem 
Hausrecht der Bewohner unterliegen und deren privaten 
Nutzung zugewiesen sind, durch die von der zuständigen 
Behörde mit der Prüfung beauftragten Personen jederzeit 
betreten werden. Der Anbieter, die durch ihn zur Erfül-
lung seiner Leistungspflichten eingesetzten Personen 
und die Bewohner haben die Maßnahmen nach den Sät-
zen 1 bis 3 zu dulden. § 17 Absatz 4 Satz 3 bis 5 gilt 
entsprechend. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 GG) wird insoweit durch 
die Sätze 1 und 3 eingeschränkt.

(5) Die Prüfung und Maßnahmen nach den Absätzen 1 
und 4 Satz 1, 2 und 4 sind auch zu der Feststellung zuläs-
sig, ob es sich um eine ambulant betreute Wohngemein-
schaft nach den §§ 4 bis 6 oder um eine stationäre Ein-
richtung nach § 3 handelt. 

(6) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnah-
men nach den Absätzen 1 bis 5 haben keine aufschie-
bende Wirkung. 

(7) Für die auskunftspflichtige Person nach Absatz 4 
Satz 2, die nicht Beteiligte des Verwaltungsverfahrens 
ist, gilt § 17 Absatz 11 entsprechend. 

§ 19

Bekanntgabe des Prüfberichts

Die zuständige Behörde erstellt innerhalb von drei Mo-
naten nach Abschluss der Prüfung nach § 17 oder § 18 
einen Prüfbericht. Er ist dem Träger der stationären Ein-
richtung und deren Einrichtungsleitung oder dem Anbie-
ter einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft schrift-
lich bekannt zu geben.

§ 20 

Ordnungsrechtliche Maßnahmen

Hat die Prüfung ergeben, dass die stationäre Einrichtung 
oder die ambulant betreute Wohngemeinschaft den Anfor-
derungen nach diesem Gesetz und den auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen oder weiter geltenden Rechtsverord-
nungen nicht entspricht (Mängel), ist die zustän dige Be-
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2.  Anordnungen nach § 22 Absatz 1 nicht innerhalb der 
gesetzten Frist befolgt,

3.  Personen entgegen einem nach § 23 ergangenen Ver-
bot beschäftigt oder

4.  gegen § 16 Absatz 1 und 3 oder der Träger gegen eine 
Rechtsverordnung nach § 29 Satz 1 Nummer 5 ver-
stößt.

(4) Vor Aufnahme des Betriebs einer stationären Einrich-
tung oder vor Aufnahme der Leistungserbringung in der 
ambulant betreuten Wohngemeinschaft ist eine Untersa-
gung des Betriebs oder der Leistungserbringung der vom 
Anbieter übernommenen Bereiche nur zulässig, wenn 
neben einem Untersagungsgrund nach Absatz 1, 2 oder 3 
die Anzeigepflicht nach § 11 Absatz 1 oder § 14 Absatz 1 
bereits besteht. Kann der Untersagungsgrund noch vor 
Aufnahme des Betriebs oder der Leistungserbringung 
beseitigt werden, ist nur eine vorläufige Untersagung der 
Betriebsaufnahme oder Leistungserbringung zulässig. 
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine vorläu-
fige Untersagung haben keine aufschiebende Wirkung. 
Die vorläufige Untersagung wird mit der schrift lichen 
Erklärung der zuständigen Behörde, dass die Vo raus-
setzungen für die Untersagung entfallen sind, unwirk-
sam.

§ 25

Zusammenarbeit, Arbeitsgemeinschaften

(1) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zum Schutz 
der Interessen und Bedürfnisse der Bewohner und zur Si-
cherung einer angemessenen Qualität des Wohnens und 
der Betreuung in stationären Einrichtungen und in am-
bulant betreuten Wohngemeinschaften sowie zur Siche-
rung einer angemessenen Qualität der Überprüfung sind 
die für die Ausführung nach diesem Gesetz zuständigen 
Behörden verpflichtet, mit den Pflegekassen, deren Lan-
desverbänden und dem Verband der Privaten Kranken-
versicherung e. V., dem Medizinischen Dienst der Kran-
kenversicherung (MDK), dem Prüfdienst des Verbands 
der Privaten Krankenversicherung e. V. und den zustän-
digen Trägern der Sozialhilfe eng zusammenzuarbeiten. 
Im Rahmen der engen Zusammenarbeit sollen die in 
Satz 1 genannten Beteiligten sich gegenseitig informie-
ren, ihre Prüftätigkeit und Termine koordinieren sowie 
Einvernehmen über Maßnahmen zur Qualitäts sicherung 
und zur Beseitigung von Mängeln anstreben. Der MDK, 
der Prüfdienst des Verbands der Privaten Krankenversi-
cherung e. V., die Landesverbände der Pflegekassen und 
das Sozialministerium treffen eine Vereinbarung über die 
Form der Zusammenarbeit, insbesondere über die Durch-
führung gemeinsamer Prüfungen und den Möglichkeiten 
einer Abstimmung bei der Bewertung von Sachverhal-
ten. Darin können auch Modellvorhaben vereinbart wer-
den, die darauf zielen, abgestimmte Vorgehensweisen bei 
der Prüfung der Qualität von stationären Einrichtungen 

zur Folge haben können, ist Einvernehmen mit den betrof-
fenen Pflegekassen und Trägern der Sozialhilfe anzustre-
ben. Für Anordnungen nach Satz 1 gilt Absatz 2 Satz 3 
und 4 entsprechend.

§ 23

Beschäftigungsverbot, kommissarische Leitung

(1) Die zuständige Behörde kann dem Träger einer stati-
onären Einrichtung die weitere Beschäftigung der Lei-
tung oder einer oder eines Beschäftigten ganz oder für 
bestimmte Funktionen oder Tätigkeiten untersagen, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie die 
für ihre Tätigkeit erforderliche Eignung nicht besitzen. 
Betrifft die Untersagung die Leitung, so ist dem Träger 
aufzugeben, eine neue geeignete Leitung innerhalb einer 
angemessenen Frist einzusetzen. Satz 1 gilt für ambulant 
betreute Wohngemeinschaften für die vom Anbieter zur 
Erfüllung seiner Leistungspflichten eingesetzten Be-
schäftigten entsprechend.

(2) Hat die zuständige Behörde ein Beschäftigungsver-
bot nach Absatz 1 ausgesprochen und der Träger keine 
neue geeignete Leitung eingesetzt, so kann die zustän-
dige Behörde, um den Betrieb der stationären Einrich-
tung aufrechtzuerhalten, auf Kosten des Trägers eine 
kommissarische Leitung für eine begrenzte Zeit einset-
zen, wenn ihre Befugnisse nach den §§ 17, 21 und 22 
nicht ausreichen. Die Tätigkeit der kommissarischen 
Leitung endet, wenn der Träger mit Zustimmung der zu-
ständigen Behörde eine geeignete Leitung der statio-
nären Einrichtung bestimmt; spätestens jedoch nach ei-
nem Jahr. Die kommissarische Leitung übernimmt die 
Rechte und Pflichten der bisherigen Leitung. 

§ 24

Untersagung

(1) Die zuständige Behörde hat den Betrieb einer statio-
nären Einrichtung zu untersagen, wenn die Anforderun-
gen des § 10 nicht erfüllt sind und Anordnungen nach 
den §§ 22 und 23 nicht ausreichen. 

(2) Die zuständige Behörde hat in einer ambulant betreu-
ten Wohngemeinschaft die Leistungserbringung des An-
bieters über die von ihm übernommenen Leistungsteile 
zu untersagen, wenn die Anforderungen des § 13 nicht 
erfüllt sind und Anordnungen nach den §§ 22 und 23 
nicht ausreichen.

(3) Der Betrieb einer stationären Einrichtung oder die 
Leistungserbringung des Anbieters in einer ambulant be-
treuten Wohngemeinschaft über die von ihm übernom-
menen Leistungsteile kann untersagt werden, wenn der 
Träger oder der Anbieter

1.  die Anzeige nach § 11 oder § 14 unterlassen oder un-
vollständige Angaben gemacht hat,
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Abschnitt 7

Ordnungswidrigkeiten, Zuständigkeiten, 
 Verordnungsermächtigung, Erprobungs-  

und Schlussregelungen

§ 27

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig 

1.  entgegen § 11 Absatz 1 Satz 2 und 3 oder § 14 Absatz 1 
und 2 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

2.  eine stationäre Einrichtung oder ambulant betreute 
Wohngemeinschaft betreibt, obwohl ihm dies durch 
vollziehbare Verfügung nach § 24 Absatz 1, 2 oder 3 
untersagt worden ist, oder

3.  entgegen § 16 Absatz 1 sich Geldleistungen oder geld-
werte Leistungen versprechen oder gewähren lässt oder 
einer nach § 29 Satz 1 Nummer 5 erlassenen Rechtsver-
ordnung zuwiderhandelt, soweit diese für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Vorschrift verweist.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1.  einer Rechtsverordnung nach § 29 Satz 1 Nummer 1 
bis 4 zuwiderhandelt, soweit diese für einen bestimm-
ten Tatbestand auf diese Vorschrift verweist,

2.  den weitergeltenden Verordnungen zuwiderhandelt, so-
weit diese für einen bestimmten Tatbestand auf § 21 des 
Heimgesetzes oder § 17 des Landesheimgesetzes vom 
10. Juni 2008 (S. 169), zuletzt geändert durch Artikel 46 
der Verordnung vom 25. Januar 2012 (S. 65, 70) verwei-
sen,

3.  entgegen § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 den Prüfbe-
richt nicht aushängt oder auslegt, oder entgegen § 8 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 den Hinweis auf das Recht 
auf Aushändigung einer Kopie des Prüfberichts nicht 
rechtzeitig erteilt oder auf Verlangen die Kopie des 
Prüfberichts nicht aushändigt,

4.  entgegen § 11 Absatz 3 oder § 14 Absatz 3, 4 und 5  
eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
erstattet,

5.  entgegen § 16 Absatz 4 Satz 1 sich Geldleistungen 
oder geldwerte Leistungen versprechen oder gewäh-
ren lässt,

6.  entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 und 3 oder § 18 Absatz 
4 Satz 2 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder entgegen 
§ 17 Absatz 4 Satz 2 oder Absatz 5 Satz 2 oder § 18 
Absatz 4 Satz 4 eine Maßnahme nicht duldet, 

7.  einer vollziehbaren Anordnung nach § 22 Absatz 1,  
§ 23 oder § 24 Absatz 1 bis 3 zuwiderhandelt oder

8.  entgegen der Verpflichtung nach § 30 Absatz 3 die An-
zeige nicht rechtzeitig erstattet. 

nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch und nach die-
sem Gesetz zu erarbeiten. Die Verantwortung der zustän-
digen Behörde für die nach diesem Gesetz zu prüfenden 
Gegenstände darf durch diese Vereinbarung nicht einge-
schränkt werden.

(2) Zur Verwirklichung der engen Zusammenarbeit ist 
die zur Ausführung nach diesem Gesetz zuständige Be-
hörde berechtigt und verpflichtet, die für die Zusammen-
arbeit erforderlichen Angaben einschließlich der bei der 
Überprüfung gewonnenen Erkenntnisse an die Pflege-
kassen, deren Landesverbände und an den Verband der 
Privaten Krankenversicherung e. V., den MDK, den Prüf-
dienst des Verbands der Privaten Krankenversicherung 
e. V. und an die zuständigen Träger der Sozialhilfe wei-
terzugeben. Personenbezogene Daten sind vor der Da-
tenübertragung zu anonymisieren. 

(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 2 dürfen personenbe-
zogene Daten in nicht anonymisierter Form an die Pfle-
gekassen, deren Landesverbände und dem Verband der 
Privaten Krankenversicherung e. V., den MDK, den Prüf-
dienst des Verbands der Privaten Krankenversicherung 
e. V. und den zuständigen Trägern der Sozialhilfe über-
mittelt werden, soweit dies für Zwecke nach dem Elften 
Buch Sozialgesetzbuch erforderlich ist. Die übermittel-
ten Daten dürfen von den Empfängern nicht zu anderen 
Zwecken verarbeitet oder genutzt werden. Sie sind spä-
testens nach Ablauf von zwei Jahren zu löschen. Die 
Frist beginnt mit dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die Daten gespeichert worden sind. Die Bewohner kön-
nen verlangen, über die nach Satz 1 übermittelten Daten 
unterrichtet zu werden. 

(4) Zur Durchführung des Absatzes 1 werden Arbeitsge-
meinschaften gebildet. Den Vorsitz und die Geschäfte 
der Arbeitsgemeinschaft führt die nach diesem Gesetz 
zuständige Behörde. Die in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Beteiligten tragen die ihnen durch die Zusammenarbeit 
entstehenden Kosten selbst. 

(5) Die Arbeitsgemeinschaften nach Absatz 4 arbeiten 
mit den Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege, den 
kommunalen Trägern und den sonstigen Trägern sowie 
deren Vereinigungen, den Verbänden der Bewohner und 
den Verbänden der Pflegeberufe sowie den Betreuungs-
behörden vertrauensvoll zusammen. 

§ 26

Interessenkollision und Qualifikation 

(1) Die zuständige Behörde soll sicherstellen, dass es bei 
der Durchführung dieses Gesetzes nicht zu einer Interes-
senkollision kommt. 

(2) Die zuständige Behörde soll nur Personen betrauen, 
die sich hierfür nach ihrer Persönlichkeit eignen und in 
der Regel entweder eine ihren Aufgaben entsprechende 
Ausbildung erhalten haben oder besondere berufliche 
Erfahrung besitzen. 
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1.  die bauliche Gestaltung, Größe und Standorte der sta-
tionären Einrichtungen sowie die Auswirkungen die-
ser Rechtsverordnung auf die Förderung von statio-
nären Einrichtungen,

2.  die Anforderungen an die Einrichtungsleitung, die Pfle-
gedienstleitung, die Fachbereichsleitung und die Be-
schäftigten in stationären Einrichtungen, an eine aus-
reichende Personalbesetzung, die nach § 10 Absatz 3 
Nummer 4 vorgesehenen Ausnahmen sowie die Fort- 
und Weiterbildung der Beschäftigten,

3.  die Wahl des Bewohnerbeirats, die Bildung des Für-
sprechergremiums, des Angehörigen- und Betreuer-
beirats und die Bestimmung der Bewohnerfürsprecher 
sowie über Art, Umfang und Form ihrer Mitwirkung; 
in der Rechtsverordnung ist vorzusehen, dass auch 
Angehörige, Betreuer und sonstige Vertrauensperso-
nen der Bewohner, von der zuständigen Behörde vor-
geschlagene Personen sowie Mitglieder der örtlichen 
Seniorenvertretungen und Mitglieder von örtlichen 
Behindertenorganisationen und anderweitig ehrenamt-
lich engagierte Personen in angemessenem Umfang in 
den Bewohnerbeirat gewählt werden können, 

4.  hygienerechtliche Bestimmungen für stationäre Ein-
richtungen nach § 3, die einen ausreichenden und dem 
Konzept der stationären Einrichtung angepassten 
Schutz der Bewohner vor Infektionen sowie die Ein-
haltung der für ihren Aufgabenbereich einschlägigen 
Anforderungen der Hygiene durch die Beschäftigten 
gewährleisten und

5.  die Pflichten des Trägers einer stationären Einrichtung 
im Falle der Entgegennahme von Leistungen im Sinne 
von § 16 Absatz 2 Nummer 3 insbesondere über die 
Pflichten, 

a)  ausreichende Sicherheiten für die Erfüllung der 
Rückzahlungsansprüche zu erbringen,

b)  die erhaltenen Vermögenswerte getrennt zu verwal-
ten und

c)  dem Leistenden vor Abschluss des Vertrags die für 
die Beurteilung des Vertrags erforderlichen Anga-
ben, insbesondere über die Sicherung der Rückzah-
lungsansprüche in schriftlicher Form auszuhändi-
gen.

  In der Rechtsverordnung kann ferner die Befugnis des 
Trägers zur Entgegennahme und Verwendung der 
Leistungen im Sinne von § 16 Absatz 2 Nummer 3 be-
schränkt sowie Art, Umfang und Zeitpunkt der Rück-
zahlungspflicht näher geregelt werden. Außerdem 
kann in der Rechtsverordnung der Träger verpflichtet 
werden, die Einhaltung seiner Pflichten nach § 16 Ab-
satz 3 und der nach Satz 1 Nummer 5 und Satz 2 erlas-
senen Vorschriften auf seine Kosten regelmäßig sowie 
aus besonderem Anlass prüfen zu lassen und den Prü-
fungsbericht der zuständigen Behörde vorzulegen, so-
weit es zu einer wirksamen Überwachung erforderlich 
ist; hierbei können die Einzelheiten der Prüfung, ins-

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Ab-
satzes 1 mit einer Geldbuße von bis zu 25 000 Euro, in 
den Fällen des Absatzes 2 mit einer Geldbuße von bis zu 
10 000 Euro geahndet werden. 

(4) Verwaltungsbehörden im Sinne von § 35 OWiG sind 
die unteren Aufsichtsbehörden. Hat den vollziehenden 
Verwaltungsakt eine höhere oder die oberste Aufsichts-
behörde erlassen, so ist diese Behörde zuständig.

§ 28

Zuständigkeiten und Durchführung dieses Gesetzes

(1) Zuständige Behörde für die Durchführung dieses Ge-
setzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen ist 

1. das Sozialministerium als oberste Aufsichtsbehörde,

2.  die Regierungspräsidien als höhere Aufsichtsbehörden 
und

3.  die unteren Verwaltungsbehörden als untere Auf-
sichtsbehörden (Heimaufsicht).

(2) Ist ein Land- oder Stadtkreis Träger einer stationären 
Einrichtung oder Anbieter einer ambulant betreuten 
Wohngemeinschaft nach diesem Gesetz, ist zuständige 
Behörde nach Absatz 1 Nummer 3 für die Überprüfun-
gen sowie bei der Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach diesem Gesetz die untere Auf-
sichtsbehörde des benachbarten Land- oder Stadtkreises. 
Sind mehr als ein Land- oder Stadtkreis benachbart, ist 
die Aufsichtsbehörde desjenigen Land- oder Stadtkreises 
zuständig, der im ortsbezogenen Teil der Bezeichnung 
im Alphabet nachfolgt, wobei nach durchlaufendem Al-
phabet die Alphabetisierung von vorne beginnt. Die mit 
der Aufsichtsführung nach Satz 1 entstehenden Kosten 
trägt in diesem Fall der Land- oder Stadtkreis, der Träger 
der stationären Einrichtung oder Anbieter der ambulant 
betreuten Wohngemeinschaft ist.

(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn mehrere Land- oder 
Stadtkreise gemeinsam Träger einer stationären Einrich-
tung oder Anbieter einer ambulant betreuten Wohnge-
meinschaft sind.

(4) Im Streitfall bestimmt das Sozialministerium die zu-
ständige Behörde nach Absatz 2.

(5) Im Fall des Absatzes 2 richtet sich die Zuständigkeit 
der höheren Aufsichtsbehörde nach dem Land- oder 
Stadtkreis, in dem sich die stationäre Einrichtung oder 
die ambulant betreute Wohngemeinschaft befindet.

§ 29

Rechtsverordnungen

Das Sozialministerium wird ermächtigt, zur Durchfüh-
rung dieses Gesetzes Rechtsverordnungen zu erlassen 
über 



256 GBl. vom 30. Mai 2014 Nr. 9

3.  ein fachlich qualifiziertes Gesamtkonzept vorgelegt 
wird, das darstellt, wie die Versorgung, die Selbstbe-
stimmtheit und Privatheit der Bewohner sichergestellt 
ist und

4.  dies im Sinne einer Erprobung geboten erscheint und 
der Zweck des Gesetzes nach § 1 nicht gefährdet wird. 

(3) Die Entscheidung der zuständigen Behörde ergeht 
durch schriftlichen Bescheid und ist erstmalig auf höchs-
tens vier Jahre zu befristen. Bei Bewährung soll die Be-
freiung auf Dauer erteilt werden. Die Rechte zur Über-
prüfung nach den §§ 17 und 18 sowie den §§ 21 bis 24 
bleiben durch die Ausnahmegenehmigung unberührt. 

(4) Der Träger einer stationären Einrichtung oder der An-
bieter einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft ist 
regelmäßig verpflichtet, die Erprobungen nach Absatz 1 
und nach Absatz 2 wissenschaftlich evaluieren zu lassen. 

(5) Die Zulassung zur Erprobung nach Absatz 1 oder Ab-
satz 2 bedarf der Zustimmung der obersten Aufsichtsbe-
hörde.

§ 32

Anwendungs- und Auslegungsregelung

Sofern andere Gesetze oder Verordnungen den Begriff 
Heime im Sinne des Landesheimgesetzes vom 10. Juni 
2008 (S. 169), zuletzt geändert durch Artikel 46 der Ver-
ordnung vom 25. Januar 2012 (S. 65, 70), verwenden, 
gilt im Zweifel der Begriff der stationären Einrichtung.

§ 33

Bestandsschutz

Für ambulant betreute Wohngemeinschaften nach § 1 
Absatz 7 des Landesheimgesetzes (LHeimG) in der Fas-
sung vom 10. Juni 2008 (GBl. S. 169), zuletzt geändert 
durch Artikel 46 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 70), die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes bestehen und ihren Betrieb bis zum 1. Ja-
nuar 2014 aufgenommen haben und bisher nicht vom 
Anwendungsbereich des Landesheimgesetzes in der Fas-
sung vom 10. Juni 2008 (GBl. S. 169), zuletzt geändert 
durch Artikel 46 der Verordnung vom 25. Januar 2012 
(GBl. S. 65, 70) erfasst wurden, findet dieses Gesetz 
keine Anwendung solange die Voraussetzungen des § 1 
Absatz 7 LHeimG erfüllt sind.

§ 34

Bericht

Die Landesregierung legt dem Landtag von Baden-Würt-
temberg bis zum 31. Dezember 2017 einen Bericht über 
die Auswirkung der Neuregelungen dieses Gesetzes vor. 
Er darf keine personenbezogenen Daten enthalten.

besondere deren Anlass, Zeitpunkt und Häufigkeit, die 
Auswahl, Bestellung und Abberufung der Prüfer, de-
ren Rechte, Pflichten und Verantwortlichkeit, der In-
halt des Prüfungsberichts, die Verpflichtungen des 
Trägers gegenüber dem Prüfer sowie das Verfahren 
bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Prüfer 
und dem Träger geregelt werden. 

§ 30

Übergangsregelung

(1) Bis zum Inkrafttreten der jeweiligen Rechtsverord-
nungen nach § 29 gelten die Rechtsverordnungen, die 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgrund der §§ 3 und 
10 des Heimgesetzes in der Fassung vom 5. November 
2001 (BGBl. I S. 2971), zuletzt geändert durch Artikel 78 
der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407, 
2416), erlassen worden sind, fort. Sie gelten auch dann 
fort, wenn die erlassenen Rechtsverordnungen aufgrund 
von Übergangsregelungen nicht anwendbar sind. 

(2) Bis zur Aufhebung durch eine Rechtsverordnung 
nach § 29 Absatz 1 Nummer 1 und 3 bleiben die Verord-
nung zur baulichen Gestaltung von Heimen und zur Ver-
besserung der Wohnqualität in den Heimen Baden-Würt-
tembergs vom 18. April 2011 (GBl. S. 197) sowie die 
Landesheimmitwirkungsverordnung vom 30. März 2010 
(GBl. S. 390) in Kraft.

(3) Anbieter von ambulant betreuten Wohngemeinschaf-
ten nach den §§ 4 bis 6, die zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes bereits bestehen, sind zur Anzeige 
der ambulant betreuten Wohngemeinschaft innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ver-
pflichtet. 

§ 31

Erprobungsregelungen

(1) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eines Trä-
gers oder eines Anbieters Ausnahmen von einzelnen An-
forderungen dieses Gesetzes und der aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen zulassen, wenn 
dies im Sinne der Erprobung von Betreuungs- oder 
Wohnformen geboten erscheint und hierdurch der Zweck 
des Gesetzes nach § 1 nicht gefährdet wird. 

(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eines Trä-
gers insbesondere für die Versorgungsform einer ambu-
lant betreuten Hausgemeinschaft Ausnahmen von ein-
zelnen Anforderungen einer stationären Einrichtung 
zulassen, wenn

1.  nicht mehr als 15 Personen gemeinschaftlich wohnen,

2.  die ambulant betreute Hausgemeinschaft als selbstän-
dig wirtschaftende Einheit betrieben wird und räum-
lich nicht mit weiteren Bereichen einer stationären 
Einrichtung verbunden ist,
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Artikel 1

Verordnung des Ministeriums für Ländlichen Raum  
und Verbraucherschutz zur Durchführung  

der Pflanzenschutz-Geräteverordnung  
(Pflanzenschutzgeräte-Durchführungsverordnung)

§ 1

Zuständigkeiten

(1) Die Aus- und Fortbildung des Kontrollpersonals er-
folgt durch vom Landwirtschaftlichen Technologiezent-
rum Augustenberg (LTZ) anerkannte Einrichtungen. 

(2) Zuständige Behörde für die Schulung des Lehrperso-
nals der vom Land anerkannten Einrichtungen sowie von 
Sachverständigen ist das LTZ.

§ 2

Kontrollstellen

Die Prüfung von im Gebrauch befindlichen Pflanzen-
schutzgeräten erfolgt gemäß § 3 der Pflanzenschutz-Ge-
räteverordnung durch amtlich anerkannte Kontrollstel-
len.

§ 3

Anerkennung der Kontrollstellen

(1) Kontrollstellen, die im Land Baden-Württemberg 
Prüfungen von Pflanzenschutzgeräten durchführen wol-
len, werden auf Antrag durch die zuständige Anerken-
nungsbehörde nach § 9 Absatz 5 der Landwirtschaftszu-
ständigkeitsverordnung vom 4. Februar 2010 (GBl. 
S. 295), zuletzt geändert durch Artikel 2 dieser Verord-
nung vom 17. April 2014 (GBl. S. 257) anerkannt. Die 
Anerkennung ist gebührenpflichtig.

(2) Voraussetzung für die Anerkennung einer Kontroll-
stelle ist der Nachweis, dass

1. die Betriebsleitung und die von ihr mit der Kontrolle 
beauftragten Personen (Kontrollpersonal) zuverlässig 
sind, 

2. der Betrieb in ausreichendem Umfang Kontrollperso-
nal einsetzt, das die erforderlichen fachlichen Kennt-
nisse und Fertigkeiten für die Kontrolle von Pflanzen-
schutzgeräten besitzt,

3. dem Betrieb die für die Kontrollarbeiten notwendigen 
Prüfeinrichtungen zur Verfügung stehen (Anlage 1) 
und

4. eine geeignete Halle oder ein geeigneter Platz vorhan-
den ist (Kontrollort). Hierbei muss ein ausreichender 
Schutz vor Witterungseinflüssen gewährleistet sein und 
das verwendete Wasser muss vorschriftsmäßig aufge-
fangen und entsorgt werden. 

Zum Nachweis der Nummer 1 sind Führungszeugnisse 
der Betriebsleitung und des Kontrollpersonals, zum 

Artikel 2

Änderung des Landesverwaltungsgesetzes

In § 19 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe i des Landesver-
waltungsgesetzes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 
314) wird das Wort »Landesheimgesetz« durch die Wör-
ter »Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz« ersetzt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung  
in Kraft. Gleichzeitig tritt das Landesheimgesetz vom 
10. Juni 2008 (GBl. S. 169), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 46 der Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl.  
S. 65, 70), außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 20. Mai 2014

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr.	Schmid	 Krebs

	 Friedrich	 Gall

	 Untersteller	 Stoch

	 Bonde	 Stickelberger

	 Bauer	 Hermann

	 Altpeter	 Öney

	 Dr.	Splett	 Erler

Verordnung des Ministeriums  
für Ländlichen Raum und 

Verbraucherschutz zur Anpassung 
pflanzenschutzrechtlicher Verordnungen

Vom 17. April 2014

Es wird verordnet auf Grund von

1. § 16 Absatz 5 des Pflanzenschutzgesetzes vom 6. Feb-
ruar 2012 (BGBl. I S. 148),

2. § 4 der Verordnung der Landesregierung zur Übertra-
gung von Ermächtigungen auf das Ministerium für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz vom 17. Fe-
bruar 2004 (GBl. S. 115), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 16. April 2013 (GBl. S. 58),

3. § 8 Absatz 2 Nummer 2 des Landesverwaltungsgeset-
zes vom 14. Oktober 2008 (GBl. S. 313, 314), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 3. Dezem-
ber 2013 (GBl. S. 449, 471):
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§ 5

Prüfplakette

(1) Die anerkannten Kontrollstellen beschaffen die Prüf-
plaketten auf ihre Kosten (Anlage 3). Sie vergeben die 
Prüfplaketten unter den Voraussetzungen nach § 5 der 
Pflanzenschutz-Geräteverordnung.

(2) Über die Beschaffung und Verwendung der Prüfpla-
ketten ist fortlaufend ein Nachweis zu führen und der im 
Anerkennungsbescheid genannten Behörde in jährli-
chem Abstand zu berichten. Der Nachweis ist fünf Jahre 
lang aufzubewahren.

§ 6

Prüfbericht

(1) Über jede Prüfung ist ein schriftlicher Prüfbericht in 
doppelter Ausführung zu erstellen. Ihm muss insbeson-
dere zu entnehmen sein, welche Mängel am Pflanzen-
schutzgerät festgestellt worden sind. Das Original erhält 
der Gerätebesitzer, eine Mehrfertigung verbleibt bei der 
Kontrollstelle.

(2) Die Prüfberichte sind fünf Jahre von der Kontroll-
stelle aufzubewahren.

Anlage 1
(zu § 3 Absatz 2 Nummer 3)

Einrichtungen für die Prüfung  
von Pflanzenschutzgeräten

1. Erforderliche Prüfeinrichtungen:

1.1 Eine Prüfeinrichtung zur Messung des Pumpen-
volumenstromes

1.2 Eine Prüfeinrichtung zur Prüfung von Durch-
flussmessern

1.3 Eine Manometerprüfeinrichtung

1.4 Mindestens zwei Messzylinder mit Konformi-
tätszeichen zur Kalibrierung

1.5 Ein Drehzahlmessgerät

1.6 Eine Stoppuhr

1.7 Hilfsmittel zur Überprüfung des Düsenabstandes 
und -einstellwinkels 

1.8 Ein Rechner

1.9 Eine Prüfeinrichtung zur Messung der Gleichmä-
ßigkeit der Querverteilung von Pflanzenschutz-
geräten

1.10 Eine Prüfeinrichtung zur Messung des Einzeldü-
senausstoßes von Pflanzenschutzgeräten

 Die Prüfeinrichtungen müssen der Richtlinie 3-2.0 
»Anforderungen an Kontrollausrüstungen für die Prü-
fung in Gebrauch befindlicher Pflanzenschutzgeräte« 
des Julius Kühn-Institutes (www.jki.bund.de) entspre-
chen. Die Einhaltung dieser Richtlinie für Kontroll-
einrichtungen kann durch die Anerkennung durch das 

Nachweis der Nummer 2 Schulungsnachweise und 
Nachweise des Berufsabschlusses des Kontrollpersonals 
und zum Nachweis der Nummern 3 und 4 Gutachten 
über die Eignung der Prüfeinrichtungen und der Kont-
rollorte vorzulegen.

(3) Die Antragsteller haben sich bei der Antragstellung 
zu verpflichten,

1. während der Dauer der Anerkennung Prüfungen von 
Pflanzenschutzgeräten vorzunehmen, die der Prü-
fungspflicht unterliegen,

2. die Prüfungen nach den hierfür maßgeblichen Rechts-
vorschriften, insbesondere die Richtlinie 3-1.0 »Merk-
male für die Kontrolle von in Gebrauch befindlichen 
Pflanzenschutzgeräten« des Julius Kühn-Institutes 
(www.jki.bund.de) sowie den Bestimmungen im An-
erkennungsbescheid und den Anordnungen der Aner-
kennungsbehörde ordnungsgemäß und neutral durch-
zuführen,

3. den Beauftragten der Anerkennungsbehörden und der 
Behörden nach § 1 und den von diesen bestimmten 
Sachverständigen während der üblichen Geschäftszeit 
Zugang zu den Kontrolleinrichtungen und Arbeiten zu 
gestatten und ihnen auf Verlangen den Kontrollablauf 
betreffende Auskünfte zu erteilen, 

4. den Inhalt des Prüfberichtes nach § 6 vertraulich zu 
behandeln,

5. den Wechsel der Betriebsleitung und der von ihr be-
auftragten Personen der Anerkennungsbehörde anzu-
zeigen,

6. eine Übersicht über die durchgeführten Kontrollen 
und das Kontrollergebnis jährlich der im Anerken-
nungsbescheid genannten Behörde unter Verwendung 
des vom Land vorgeschriebenen Verfahrens zu über-
mitteln,

7. das Kontrollpersonal auf Kosten der Kontrollstelle an 
den vom Land angeordneten Ausbildungsveranstal-
tungen regelmäßig alle drei Jahre teilnehmen zu las-
sen.

(4) Im Anerkennungsbescheid ist die Verpflichtung aus-
zusprechen, für die Dauer der Anerkennung ein Anerken-
nungsschild nach dem Muster in Anlage 2 zu führen.

(5) Die Anerkennungsbehörde veröffentlicht die Namen 
der Kontrollstellen auf ihrer Internetseite (www.rp- 
stuttgart.de; www.rp-karlsruhe.de; www.rp-freiburg.de; 
www.rp-tuebingen.de) und aktualisiert sie regelmäßig.

§ 4

Verlust der Anerkennung der Kontrollstellen

Die Anerkennungsbehörde kann die Prüfung von Pflan-
zenschutzgeräten durch die Kontrollstelle oder deren An-
erkennung widerrufen, wenn die Voraussetzungen des 
§ 3 Absatz 2 und 3 nicht mehr gegeben sind.
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2. Farben:

Jahr der nächsten Prüfung Farbe RAL-Nummer
2014 blau 5015
2015 gelb 1012
2016 braun 8004
2017 rosa 3015
2018 grün 6018
2019 orange 2000
2020 blau 5015
2021 gelb 1012
2022 braun 8004

 Die Farben wiederholen sich für die nachfolgenden 
Jahre in dieser Reihenfolge. Die Schrift ist in jedem 
Fall schwarz. 

3. Das Feld für die Anschrift der Kontrollwerkstatt ist  
60 mm breit und 25 mm hoch. Die Anschrift der Kon-
trollstelle kann entweder direkt auf die Prüfplakette 
gedruckt werden  oder ist mit einem separaten Aufkle-
ber nachträglich im Anschriftenfeld anzubringen. Im 
letzteren Fall muss klare, selbstklebende Folie ver-
wendet werden. Die Größe beträgt ebenfalls 60 mm 
Breite und 25 mm Höhe. Die Schrift ist schwarz. Ein 
handschriftlicher Eintrag ist nicht zulässig.

Artikel 2

Änderung der Landwirtschafts-Zuständigkeits-
verordnung

In § 9 Absatz 5 der Landwirtschafts-Zuständigkeitsver-
ordnung vom 4. Februar 2010 (GBl. S. 295), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 20. Novem-
ber 2012 (GBl. S. 666), werden die Wörter »§ 3 der 
Pflanzenschutzgeräte-Verordnung vom 17. April 2003 
(GBl. S. 252)« durch die Wörter »§ 3 der Pflanzenschutz-
geräte-Durchführungsverordnung vom 17. April 2014 
(GBl. S. 257)« ersetzt.

Artikel 3

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Julius Kühn-Institut oder ein anderes Gutachten nach-
gewiesen werden.

2. Überprüfung der Prüfeinrichtungen

 Die Prüfeinrichtungen sind insbesondere zur Sicher-
stellung der geforderten Messgenauigkeit in Zeitab-
ständen von höchstens drei Jahren von anerkannten 
Sachverständigen zu überprüfen. Das Ergebnis der 
Prüfungen ist in einem Gerätebuch festzuhalten. Alle 
überprüften Komponenten der Prüfeinrichtung werden 
mit einem entsprechenden Aufkleber versehen. Die 
Anerkennungsbehörde ist von der Kontrollstelle über 
das Prüfergebnis zu benachrichtigen.

3. Eichwesen

 Die Anforderungen des Eichrechts für Messgeräte 
bleiben unberührt.

Anlage 2
(zu § 3 Absatz 4)

Anerkennungsschild

Breite: 420 mm Höhe: 500 mm oder 
Breite: 570 mm Höhe: 680 mm

Das Zeichen und die Beschriftung werden in schwarzer 
Farbe auf grünem Grund gesetzt.

Anlage 3
(zu § 5 Absatz 1)

Prüfplakette

Ergänzend zu den Vorschriften der Pflanzenschutz-Gerä-
teverordnung, insbesondere dem Muster der Plakette 
nach Anlage 6, wird bestimmt:

1. Beschaffenheit
 Material: selbstklebende Folie
 Größe: 75 mm Durchmesser
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3. für Personen, die die Landesbibliothek weniger als 
drei Monate benutzen, 8 Euro.

(3) In der Ausbildung befindliche Personen (Schülerin-
nen und Schüler, Studierende, Auszubildende), öffentli-
che Bibliotheken in Baden-Württemberg, die dem regio-
nalen Leihverkehr angeschlossen sind, und Institutionen 
des Landes Baden-Württemberg, die die Landesbiblio-
theken für dienstliche Zwecke nutzen, sind von der Be-
nutzungsgebühr befreit.

(4) Die Gebühr ist bei der Ausstellung des Bibliotheks-
ausweises sowie bei Verlängerung der Gültigkeit zu ent-
richten. Die Gebühr ist als Gesamtsumme fällig. Eine 
Rückerstattung ist nicht möglich. Sind die Voraussetzun-
gen des Absatzes 2 Nummer 2 oder des Absatzes 3 zum 
Verlängerungszeitpunkt entfallen, wird die Gebühr auf-
grund der neuen Sachlage festgesetzt.

§ 3

Mahn- und Überschreitungsgebühren

(1) Werden ausgeliehene Medien nicht fristgerecht zu-
rückgegeben und die Rückgabe schriftlich oder elektro-
nisch angemahnt, werden hierfür für jede ausgeliehene 
Einheit 1,50 Euro, für die zweite Mahnung zusätzlich  
5 Euro und für jede weitere Mahnung zusätzlich 10 Euro 
erhoben. Ausgeliehene Einheit ist jedes ausgeliehene 
Stück. Werden nach der zweiten Mahnung Botengänge 
erforderlich, werden für jeden Botengang Gebühren nach 
Aufwand erhoben.

(2) Grundlage für die Gebührenbemessung ist die Ver-
waltungsvorschrift des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums über die Berücksichtigung der Verwaltungskosten 
insbesondere bei der Festsetzung von Gebühren und 
sonstigen Entgelten für die Inanspruchnahme der Lan-
desverwaltung (VwV-Kostenfestlegung vom 3. Januar 
2014 – GABl. S. 2) in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Werden Medien aus Präsenzbeständen nur kurzfristig 
oder über einen Zeitraum, in dem die Landesbibliothek 
nicht geöffnet ist, ausgeliehen, wird bei nicht fristgerech-
ter Rückgabe für jeden weiteren angefangenen Öff-
nungstag eine Gebühr von 3 Euro je ausgeliehener Ein-
heit erhoben.

§ 4

Fernleihe

(1) Für die Vermittlung von Medien im Deutschen Leih-
verkehr der Bibliotheken (Fernleihe) nach der Leihver-
kehrsordnung (Bekanntmachung vom 23. November 
2005 – GABl. S. 874) in der jeweils geltenden Fassung 
wird für jede aufgegebene Bestellung eine Gebühr von 
1,50 Euro erhoben.

(2) Werden nach der Ordnung des Leihverkehrs in der 
Bundesrepublik Deutschland nur Kopien abgegeben, 

(2) Gleichzeitig treten die Pflanzenschutzgeräte-Verord-
nung vom 17. April 2003 (GBl. S. 252), geändert durch 
Artikel 2 der Verordnung vom 22. November 2004 (GBl. 
S. 857, 858) sowie die Pflanzenschutzsachkundeprü-
fungsverordnung vom 23. Dezember 1988 (GBl. 1989, 
S. 7), geändert durch Artikel 103 des Gesetzes vom  
1. Juli 2004 (GBl. S. 469, 529), außer Kraft.

stuttgart, den 17. April 2014 Bonde

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
über die Erhebung von Bibliotheksgebühren  

(Bibliotheksgebührenverordnung – 
BiblGebVO)

Vom 27. April 2014

Auf Grund von § 4 Absatz 2 sowie § 11 des Landesge-
bührengesetzes vom 14. Dezember 2004 (GBl. S. 895) 
wird verordnet:

§ 1

Anwendungsbereich

Für die Benutzung der Badischen Landesbibliothek und 
der Württembergischen Landesbibliothek (Landesbiblio-
theken) werden Gebühren, Entgelte und Auslagen nach 
dieser Verordnung erhoben.

§ 2

Benutzungsgebühr

(1) Für die Benutzung der Landesbibliotheken wird je-
weils eine Gebühr erhoben (Benutzungsgebühr). Mit der 
Entrichtung der Gebühr ist die Nutzung der elektroni-
schen Angebote und die Ausleihe von Medien abgegol-
ten. Bei den elektronischen Angeboten kann es aufgrund 
von Lizenzverträgen oder telekommunikationsrechtli-
chen Gründen Einschränkungen geben. 

(2) Die Benutzungsgebühr beträgt:

1. für Personen, die das achtzehnte Lebensjahr vollendet 
haben, sowie für juristische Personen 30 Euro für eine 
Jahreskarte,

2. für Freiwillige im Sinne des Bundesfreiwilligendienst-
gesetzes und des Jugendfreiwilligendienstegesetzes 
sowie Empfängerinnen und Empfängern von Leistun-
gen der Grundsicherung nach dem Zweiten oder dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (Arbeitslosengeld II, 
Sozialgeld, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung, Hilfe zum Lebensunterhalt) 15 Euro für 
eine Jahreskarte,
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thek unbeschadet des Pflichtexemplarrechts in einem 
Exemplar kostenlos zu überlassen; die Landesbibliothe-
ken können auf die Abgabe verzichten.

(3) Für die Nutzung einer Reproduktion der in Absatz 1 
genannten Materialien werden keine Gebühren oder 
Auslagen erhoben, wenn die Reproduktion wissenschaft-
lichen oder heimatkundlichen Zwecken mit dem Ziel ei-
ner Veröffentlichung dient und nicht in überwiegend ge-
werblichem Interesse liegt. Ein gewerbliches Interesse 
liegt insbesondere vor, wenn Antragstellerinnen oder An-
tragsteller eine selbstständige Tätigkeit ausüben, aus der 
Nutzung vor allem einen wirtschaftlichen Vorteil erzie-
len wollen und regelmäßig am allgemeinen Geschäftsle-
ben teilnehmen.

(4) Im Übrigen wird im Einzelfall ein privatrechtliches 
Nutzungsentgelt vereinbart.

§ 8

Schriftliche Auskünfte und Gutachten

(1) Für schriftliche Auskünfte und Gutachten sowie die 
hierfür erforderlichen Vorarbeiten werden Gebühren und 
Auslagen nach Aufwand erhoben.

(2) Grundlage für die Gebührenbemessung ist die in § 3 
Absatz 2 genannte VwV-Kostenfestlegung.

(3) § 7 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 9

Schlüsselpfand

(1) Schlüssel für Arbeitskabinen, Schränke und sonstige 
Behältnisse können gegen ein Schlüsselpfand bis zur 
Höhe von 3 Euro zur Verfügung gestellt werden. Wenn 
der Schlüssel nach Ablauf der eingeräumten Nutzungs-
dauer nicht zurückgegeben wird, verfällt das Schlüssel-
pfand. Die Geltendmachung von Schadensersatz bleibt 
unberührt.

(2) Werden Arbeitskabinen, Schränke und sonstige Be-
hältnisse nicht ordnungsgemäß benutzt, wird neben 
Schadensersatz eine Bearbeitungsgebühr von 25 Euro er-
hoben.

§ 10

Ersatzbeschaffung

(1) Müssen Medien neu beschafft werden, weil sie verlo-
ren gegangen, nach der dritten Mahnung nicht zurückge-
geben oder beschädigt worden sind, sind die Kosten für 
die Ersatzbeschaffung oder die Reparatur von der Benut-
zerin oder dem Benutzer als besondere Auslagen zu er-
statten. Darüber hinaus kann eine Bearbeitungsgebühr 
von bis zu 40 Euro je Einheit erhoben werden. Die Gel-
tendmachung von Schadensersatz bleibt unberührt.

sind bis zu 20 Kopien gebührenfrei, für jede weitere Ko-
pie werden 0,10 Euro erhoben.

(3) Kosten, die von der verleihenden Bibliothek der emp-
fangenden Bibliothek in Rechnung gestellt werden, sind 
von der Bestellerin oder dem Besteller zu tragen. Bei 
Vermittlung von Bibliotheksgut im internationalen Leih-
verkehr sind sämtliche Auslagen von der Bestellerin oder 
dem Besteller zu erstatten.

§ 5

Auslagenersatz

(1) Von Benutzerinnen und Benutzern sind Auslagen für 
Wertversicherungen, Postgebühren und ähnliche Sonder-
leistungen sowie für die Inanspruchnahme von Informa-
tionsleistungen mittels Datenfernübertragung zu erstat-
ten.

(2) Die auf Grund der jeweils geltenden Verträge zur 
 Abgeltung urheberrechtlicher Ansprüche für den Direkt-
versand von Kopien durch öffentliche Bibliotheken 
 (Gesamtvertrag »Kopiendirektversand«) anfallenden 
Gebühren sind als Auslagenersatz zu erheben. Die Ver-
gütungen für den Kopiendirektversand werden von den 
Landesbibliotheken direkt an die Verwertungsgesell-
schaft Wort abgeführt.

§ 6

Foto- und Reproarbeiten

(1) Für Foto- und Reproarbeiten, die im Auftrag der Be-
nutzerinnen und Benutzer vom Bibliothekspersonal ge-
fertigt werden, werden privatrechtliche Entgelte nach 
gesonderter Bekanntmachung der Landesbibliotheken 
erhoben.

(2) Leistungen können aus Servicegründen und zur Ab-
rundung des eigenen Angebots auch an Dritte vergeben 
werden. Sie sind zum Selbstkostenpreis zuzüglich einer 
Bearbeitungsgebühr von 20 Prozent zu verrechnen.

§ 7

Nutzung einer Reproduktion von Bibliotheksgut

(1) Texte und Bilder aus alten und wertvollen Biblio-
theksbeständen dürfen nur mit Zustimmung der Landes-
bibliothek veröffentlicht werden. Bei einer Publikation 
ist die Benutzerin beziehungsweise der Benutzer für die 
Einhaltung der urheberrechtlichen Bestimmungen ver-
antwortlich. Auch nach Erteilung der Publikationsgeneh-
migung behält die Landesbibliothek das Recht, die be-
treffenden Texte oder Bilder selbst zu veröffentlichen 
oder Dritten die Publikation zu gestatten.

(2) Aus der Benutzung der unter Absatz 1 genannten Ma-
terialien hervorgegangene Publikationen einschließlich 
der Aufsätze in Sammelwerken sind der Landesbiblio-
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Medien nicht mehr 
beschafft werden können.

(3) Der Gebührenanspruch und der geleistete Wertersatz 
werden durch eine spätere Rückgabe Medien nicht be-
rührt.

§ 11

Verlust oder Beschädigung eines Datenträgers

(1) Für die Neuerstellung eines beschädigten oder verlo-
ren gegangenen Medien-Datenträgers wird eine Bearbei-
tungsgebühr von 5 Euro erhoben.

(2) Für die Neuerstellung eines beschädigten oder verlo-
ren gegangenen maschinenlesbaren Benutzerausweises 
wird eine Bearbeitungsgebühr von 5 Euro erhoben.

§ 12

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Bibliotheksgebührenverord-
nung vom 15. Februar 2009 (GBl. S. 202) außer Kraft.

stuttgart, den 27. April 2014 Bauer

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
zur Änderung der 

Hochschulvergabeverordnung

Vom 9. Mai 2014

Auf Grund von § 11 Absatz 1 und 2 des Hochschulzulas-
sungsgesetzes in der Fassung vom 15. September 2005 
(GBl. S. 630), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Geset-
zes vom 10. Juli 2012 (GBl. S. 457, 465), wird im Ein-
vernehmen mit dem Kultusministerium, nach Anhörung 
der Hochschulen und nach Zustimmung des Wissen-
schaftsausschusses des Landtages von Baden-Württem-
berg verordnet: 

Artikel 1 

Änderung der Hochschulvergabeverordnung

Die Hochschulvergabeverordnung vom 13. Januar 2003 
(GBl. S. 63, ber. S. 115), zuletzt geändert durch Artikel 
14 des Dritten Hochschulrechtsänderungsgesetzes vom 
1. April 2014 (GBl. S. 99, 169), wird wie folgt geändert:

1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 5 Satz 5 werden die Wörter »In der ersten 
Koordinierungsphase« durch die Wörter »Im Ver-
fahren für das Sommersemester bis zum 18. Feb-

ruar und im Verfahren für das Wintersemester bis 
zum 18. August« ersetzt.

b) In Absatz 7 Satz 2 werden die Angabe »21. Feb-
ruar« durch die Angabe »20. Februar«, die Angabe 
»21. August« durch die Angabe »20. August«, die 
Angabe »24. Februar« durch die Angabe »22. Feb-
ruar« und die Angabe »24. August« durch die An-
gabe »22. August« ersetzt.

c) In Absatz 9 Satz 3 werden die Angabe »4. April« 
durch die Angabe »29. März« und die Angabe  
»4. Oktober« durch die Angabe »28. September« 
ersetzt.

d) In Absatz 12 wird die Angabe »2014« jeweils durch 
die Angabe »2017« ersetzt.

2. Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 9 Satz 3 Halbsatz 2 wird die Angabe 
»18. November 2004« durch die Angabe »12. Sep-
tember 2013« ersetzt.

b) Es werden folgende Nummern angefügt:

 »14.  Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die 
nach § 58 Absatz 2 Nummer 5 LHG aufgrund 
einer beruflichen Aufstiegsfortbildung und ei-
nem Beratungsgespräch an einer Hochschule 
erworben worden sind, wird die in dem Zeug-
nis der beruflichen Aufstiegsfortbildung aus-
gewiesene Durchschnittsnote zugrunde ge-
legt. Weist das Zeugnis über die berufliche 
Aufstiegsfortbildung keine Durchschnittsnote 
mit einer Stelle nach dem Komma aus, wird 
diese aus dem arithmetischen Mittel der im 
Zeugnis ausgewiesenen Einzelnoten errech-
net; es wird nicht gerundet.

  15.  Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die 
aufgrund einer Eignungsprüfung nach § 58 
Absatz 2 Nummer 6 LHG erworben worden 
sind, wird die in der Prüfung erreichte Ge-
samtdurchschnittsnote zugrunde gelegt. Die 
Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach 
dem Komma gebildet; es wird nicht gerundet. 
Sätze 1 und 2 gelten auch für Hochschulzu-
gangsberechtigungen, die aufgrund von Eig-
nungsprüfungen nach § 58 Absatz 4 und § 59 
Absätze 2 bis 4 LHG in der bis zum Inkrafttre-
ten des Dritten Hochschulrechtsänderungsge-
setzes vom 1. April 2014 (GBl. S. 99) gelten-
den Fassung erworben wurden.«

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum 
Wintersemester 2014/2015.

stuttgart, den 9. Mai 2014 Bauer
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c) In Absatz 10 wird die Angabe »18. November 
2004« durch die Angabe »12. September 2013« er-
setzt.

d) In Absatz 13 wird die Angabe »26. Juni 2009« 
durch die Angabe »31. Mai 2012« ersetzt.

e) In Absatz 14 werden die Angabe »§ 59 Abs. 1« 
durch die Angabe »§ 58 Absatz 2 Nummer 5« und 
das Wort »Fortbildung« jeweils durch das Wort 
»Aufstiegsfortbildung« ersetzt.

f) Absatz 15 wird wie folgt geändert: 

aa)  In Satz 1 werden die Wörter »nach § 59 Abs. 2 
und 3 LHG durch eine besondere Prüfung nach 
§ 59 Abs. 2 LHG in Verbindung mit den §§ 7 
bis 16 der Berufstätigenhochschulzugangsver-
ordnung« durch die Wörter »aufgrund einer 
Eignungsprüfung nach § 58 Absatz 2 Nummer 
6 LHG« ersetzt.

bb)  Es wird folgender Satz angefügt: 

 »Sätze 1 und 2 gelten auch für Hochschulzu-
gangsberechtigungen, die aufgrund von Eig-
nungsprüfungen nach § 59 Absätze 2 und 3 
LHG in der bis zum Inkrafttreten des Dritten 
Hochschulrechtsänderungsgesetzes vom 1. Ap-
ril 2014 (GBl. S. 99) geltenden Fassung erwor-
ben wurden.«

3.  Anlage 3 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 werden nach dem Wort »ergänzt;« 
die Wörter »dies ist der Fall, wenn die durch das 
Zweitstudium in Verbindung mit dem Erststudium 
angestrebte Tätigkeit als Kombination zweier stu-
diengangspezifischer Tätigkeitsfelder anzusehen 
ist, die im Regelfall nicht bereits von Absolventen 
einer der beiden Studiengänge wahrgenommen 
werden kann, und der Betroffene nachweisbar 
diese Tätigkeit anstrebt;« eingefügt.

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

 »4. »sonstige berufliche Gründe« – 4 Punkte; 

    sonstige berufliche Gründe liegen vor, wenn 
das Zweitstudium aufgrund der individuellen 
beruflichen Situation aus sonstigen Gründen, 
insbesondere zum Ausgleich eines unbilligen 
beruflichen Nachteils oder um die Einsatzmög-
lichkeiten der mithilfe des Erststudiums ausge-
übten Tätigkeit zu erweitern, erforderlich ist;«.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum 
Wintersemester 2014/2015.

stuttgart, den 9. Mai 2014 Bauer

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 
zur Änderung der Vergabeverordnung 

Stiftung

Vom 9. Mai 2014

Auf Grund von § 2 Absatz 1 und § 2 a Absatz 2 des 
Hochschulzulassungsgesetzes in der Fassung vom 15. 
September 2005 (GBl. S. 630), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juni 2010 (GBl. S. 422, 
423), in Verbindung mit Artikel 12 Absatz 1 des Staats-
vertrages über die Errichtung einer gemeinsamen Ein-
richtung für Hochschulzulassung vom 5. Juni 2008 (GBl. 
2009 S. 663) wird verordnet:

Artikel 1 

Änderung der Vergabeverordnung Stiftung

Die Vergabeverordnung Stiftung vom 23. April 2006 
(GBl. S. 114), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
13. April 2013 (GBl. S. 74), wird wie folgt geändert:

1. In § 10 Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter »der Vor-
standsvorsitzende oder ein von« durch die Wörter »die 
Rektorin oder der Rektor oder ein von ihr oder vom 
ihm beauftragtes Rektoratsmitglied beziehungsweise 
die oder der Vorstandsvorsitzende des Karlsruher Ins-
tituts für Technologie oder ein von ihr oder« ersetzt. 

2. Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 2 wird die Angabe »24. Okto-
ber 2008« durch die Angabe »6. Juni 
2013« ersetzt.

bbb)  In Nummern 3 und 4 wird die Angabe 
»24. Oktober 2008« jeweils durch die 
Angabe »14. Dezember 2012« ersetzt.

ccc) In Nummern 5 und 6 wird die Angabe 
»24. Oktober 2008« jeweils durch die 
Angabe »7. Februar 2013« ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Wörter »»Vereinbarung 
über die Abiturprüfung der gymnasialen Ober-
stufe in der Sekundarstufe II« gemäß Beschluss 
der Kultusministerkonferenz vom 13. Dezem-
ber 1973 in der Fassung vom 24. Oktober 2008 
(Beschluss-Sammlung Nr. 192)« durch die 
Wörter »»Vereinbarung zur Gestaltung der 
gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe 
II« gemäß Beschluss der Kultusministerkonfe-
renz vom 7. Juli 1972 in der Fassung vom  
6. Juni 2013 (Beschluss-Sammlung Nr. 176)« 
ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 wird die Angabe  
»1. Februar 2007« durch die Angabe »3. Dezember 
2010« ersetzt.
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